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I. Teilnehmer 

Der Delegation, die der Deutsche Bundestag zur 
Außerordentlichen Tagung des Interparlamentari

-schen Rates nach New York entsandte, gehörten fol-
gende Mitglieder an: 

Abg. Leni Fischer (CDU/CSU), 
Leiterin der Delegation 

Abg. Dieter Schloten (SPD), 
stellvertretender Leiter der Delegation 

Abg. Ingrid Becker-Inglau (SPD) 

Abg. Dr. Ursula Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Abg. Wolfgang Engelmann (CDU/CSU) 

Abg. Prof. Karl-Hans Laermann (F.D.P.) 

Abg. Dr. Elke Leonhard (SPD) 

Abg. Hans Raidel (CDU/CSU) 

Anläßlich der Außerordentlichen Tagung des Inter-
parlamentarischen Rates trafen Parlamentarier aus 
74 der derzeit 135 Mitgliedsländer der Interparla-
mentarischen Union in New York zusammen. Dar- 

über hinaus nahmen Abgeordnete des Anden Parla-
ments, des Lateinamerikanischen Parlaments und 
der Parlamentarischen Versammlung des Europara-
tes als assoziierte Mitglieder teil. Als Beobachter wa-
ren außerdem Vertreter verschiedener intemationa-
ler Organisationen und interparlamentarischer Gre-
mien zugelassen. 

IL Anlaß und Ablauf der Konferenz 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen, Bou-
tros Boutros Ghali, hatte die Interparlamentarische 
Union eingeladen, in den Gebäuden der Vereinten 
Nationen eine Sitzung aus Anlaß des 50. Geburtsta-
ges der Vereinten Nationen durchzuführen. Der Exe-
kutivausschuß der Interparlamentarischen Union, 
dem neben dem Präsidenten, dem ägyptischen Par-
lamentspräsidenten Sorour, zwölf weitere Mitglieder, 
darunter die Abg. Leni Fischer aus Deutschland, an

-gehören, war gleichzeitig der Vorbereitungsaus-
schuß für die Außerordentliche Sitzung des Interpar-
lamentarischen Rates in New York. Dieser Vorberei-
tungsausschuß hatte sich in mehreren Sitzungen mit 
der Außerordentlichen Ratstagung in New York be-
faßt und sie als einzigartige Möglichkeit begrüßt, die 
Verbindungen zwischen IPU und Vereinten Natio-
nen zu dokumentieren und gleichzeitig zu stärken. 
Der Vorbereitungsausschuß hatte auch das Pro-
gramm und die Tagesordnung der Außerordentli-
chen Ratssitzung diskutiert und festgelegt. Auf In-
itiative der Abg. Leni Fischer wurde in die Tagesord-
nung das Thema einer „Agenda für Demokratie, 
Frieden und nachhaltige Entwicklung" aufgenom-
men. Der Exekutivausschuß fungierte gleichzei tig 
vor und während der Außerordentlichen Sitzung des 
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Interparlamentarischen Rates als Drafting Committee 
für die Schlußerklärung. In dieser Eigenschaft hatte 
er in mehreren Sitzungen während der Tagung in 
New York die im Anhang (S. 13) beigefügte Schluß-
erklärung vorbereitet, diskutiert, einstimmig ange-
nommen und der Konferenz vorgelegt. 

Die Tagung in New York war die erste Zusammen-
kunft der IPU am Sitz der Vereinten Nationen und in 
den Gebäuden der Vereinten Nationen. 

Die Eröffnung der Sitzung des Interparlamentari-
schen Rates fand am 30. August 1995 im Saal der 
Vereinten Nationen in New York statt. Anläßlich der 
Eröffnungssitzung hielten der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen, Boutros Boutros Ghali, und der 
Präsident des Interparlamentarischen Rates, der 
ägyptische Parlamentspräsident Sorour, Reden. Zu 
dem Thema „Agenda für Demokratie, Frieden und 
nachhaltige Entwicklung" sprachen die Abgeordne-
ten Leni Fischer und Ingrid Becker-Inglau, zu dem 
Thema „Stärkung und Demokratisierung der Struk-
turen für die internationale Zusammenarbeit" spra-
chen die Abg. Leni Fischer und Dieter Schloten. 

Die Außerordentliche Tagung des Interparlamentari-
schen Rates wurde von dessen Präsidenten, dem 
ägyptischen Parlamentspräsidenten Sorour geleitet. 

In der Schlußsitzung am 1. September 1995 wurde 
die Schlußerklärung vom Berichterstatter des Draf-
ting Committee, Sir Michael Marshall, vorgestellt 
und im Konsens angenommen. 

Die Konferenz wurde beschlossen von kurzen Reden 
des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen, Joseph Verner Reed, sowie dem 
Präsidenten des Interparlamentarischen Rates. 

Eröffnung der Außerordentlichen Tagung 
des Interparlamentarischen Rates 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen, Bou-
tros Boutros Ghali, hielt folgende Ansprache (Origi-
nalsprache: Französisch) 

Die Demokratisierung ist ein entscheidendes 
Instrument für die Stärkung der Aktivitäten 
der Vereinten Nationen 

Mit großer Freude und im Bewußtsein des besonde-
ren Anlasses begrüße ich heute die Interparlamenta-
rische Union am Sitz der Vereinten Nationen. Mein 
Gruß gilt ganz besonders ihrem Präsidenten, 
Dr. Ahmed Fathi Sorour, meinem Landsmann und 
Freund, dem ich meine Anerkennung für die bedeu-
tenden Aufgaben aussprechen möchte, die er inner-
halb dieser Institution erfüllt. 

Herr Präsident, die Aufgabe, die Sie zur Zeit wahr-
nehmen, ehrt die gesamte arabische Welt sowie alle 
diejenigen, die die demokratischen Werte weltweit 
verteidigen. 

Ich heiße auch jeden einzelnen von Ihnen herzlich 
willkommen und versichere Ihnen, daß Sie hier, bei 
der UNO, zu Hause sind! 

Vor einigen Jahren hätte eine solche Bemerkung 
vielleicht Überraschung ausgelöst, angesichts der 
damals weit verbreiteten Vorstellung, die Vereinten 
Nationen seien ein Forum, welches ausschließlich 
souveränen Staaten vorbehalten ist. Heutzutage 
wächst die Zahl und Vielfalt der Akteure des interna-
tionalen Geschehens ständig, und die Vereinten Na-
tionen öffnen sich diesen neuen Perspektiven mit 
aller Entschiedenheit. Nichtregierungsorganisatio-
nen, private Institutionen, Bildungseinrichtungen, 
Unternehmens- und Berufsverbände, Medien, Ver-
treter der Öffentlichkeit - und hier denke ich insbe-
sondere an die Parlamentarier -, sie alle haben eine 
Aufgabe zu übernehmen. 

Die Feierlichkeiten zum fünfzigsten Gründungsjahr 
der Vereinten Nationen sollten für uns alle in gewis-
ser Weise Anlaß sein, die Universalität dieser Vertre-
tung der Staaten der Welt erneut in den Vordergrund 
zu stellen. Dabei sollten wir uns an die einleitenden 
Worte der Charta: „Wir, die Völker der Vereinten Na-
tionen" erinnern, denn sie sind eine ständige Auffor-
derung an uns, uns für eine noch stärkere Demokrati-
sierung des internationalen Geschehens einzusetzen. 

Wir dürfen niemals vergessen, daß die Vereinten Na-
tionen vor fünfzig Jahren von einer kleinen Gruppe 
von Staaten ins Leben gerufen wurden, aus dem 
Wunsch heraus, die Welt als Ganzes zu sehen und 
die Völkergemeinschaft zu mobilisieren im Dienste 
der großen Ziele des Fortschritts und des Friedens 
und der Verbreitung der demokratischen Ideale in 
der ganzen Welt. 

In dieser Hinsicht ist die Interparlamentarische Union 
sicherlich die Institution, die die internationale  demo-
kratische Zusammenarbeit am weitesten verwirklicht 
hat. 

Seit mehr als einem Jahrhundert leistet Ihre Institu-
tion Pionierarbeit und nimmt eine Vorreiterrolle ein. 
Unermüdlich hat sie sich für die Friedensschaffung 
und die friedliche Beilegung internationaler Streitig-
keiten eingesetzt. Sie war das erste ständige Forum 
für einen Dialog zwischen den Vertretern der demo-
kratischen Staaten. Sie ist in gewisser Hinsicht eben-
falls die erste Institution, die den demokratischen Im-
perativ in die internationale Rechtsordnung einge-
bracht hat. 

Daher ist es nur natürlich, daß die Interparlamenta-
rische Union heute in der ersten Reihe unter den 
internationalen Institutionen zu finden ist, die es als 
ihre Aufgabe sehen, dieses neue Verlangen nach 
Freiheit und Demokratie, welches so viele Völker 
und Nationen entwickeln, zu verwirklichen. In dieser 
Hinsicht sind sie die bevorzugten Pa rtner der Verein-
ten Nationen. 

Innerhalb weniger Jahre haben die Vereinten Natio-
nen die Demokratisierung zu einem ihrer Hauptziele 
gemacht. Dieses Ziel schlägt sich in einer Vielzahl 
der wichtigsten Aktivitäten nieder, mit denen wir zur 
Zeit im Dienste des Friedens und der Entwicklung 
befaßt sind. 

Das Gebot der Demokratisierung wurde zunächst auf 
pragmatische und empirische Weise in den Manda-
ten der „Blauhelme" deutlich, denn es ist eine nicht 
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zu leugnende Wahrheit, daß es ohne Frieden keine 
wahre Demokratie und keinen dauerhaften Frieden 
ohne Demokratie geben kann. 

Die Missionen der Vereinten Nationen haben daher 
ständig zugenommen und wurden ausgeweitet. Die 
nationale Aussöhnung und die Stärkung der Demo-
kratie sind in der Tat elementarer Bestandteil zahlrei-
cher vom Sicherheitsrat erteilter Mandate geworden. 
Diese Tendenz zeigte sich unter anderem bei den 
großen von den Vereinten Nationen durchgeführten 
Einsätzen in Angola, Mozambik, in El Salvador und, 
natürlich, in Kambodscha. 

Das Bemühen um Demokratisierung steht auch im 
Mittelpunkt der vorbeugenden Diplomatie, der ich 
mich in vielen Regionen der Welt im Dienste des 
Friedens und der Sicherheit widme, weil es immer 
wieder gilt, die politischen Führungen davon zu 
überzeugen, daß die Demokratisierung eines Regie-
rungssystems ein Garant für Stabilität ist und daß das 
Recht der Bürger auf freie Meinungsäußerung die 
Grundlage für die Legitima tion der Staatsgewalt ist. 
Für mich ist dies ein ständiges Anliegen sowie eines 
der wichtigsten Ziele, die ich mir  selbst gesetzt habe. 
Es ist jedoch auch eine Aktivität, die ich im Hinblick 
auf ihre Wirksamkeit mit der erforderlichen Behut-
samkeit durchführen muß und durchzuführen ge-
denke. 

Die auf Demokratisierung ausgerichteten Aktivitäten 
der Vereinten Nationen erfolgen heute aber verstärkt 
in Form von Wahlhilfe. Immer mehr Staaten ersuchen 
die Vereinten Nationen um Wahlhilfe. 

Bis heute haben fast einhundert Staaten unsere 
Unterstützung in diesem Bereich erbeten. Seit 1992 
haben wir in ungefähr sechzig Ländern Wahlen orga-
nisiert, überwacht, koordiniert und ve rifiziert. 

Aus diesem Grunde möchte ich innerhalb der Haupt-
abteilung Politische Angelegenheiten des Sekreta-
riats eine Abteilung Wahlhilfe einrichten. Meiner An-
sicht nach ist dies ein wirk licher institutioneller Fort-
schritt. 

Heute gibt es bei den Vereinten Nationen in der Tat 
eine Diplomatie der Demokratisierung. Diese Diplo-
matie wollte ich in dem Bericht erläutern, den ich der 
Generalversammlung bei ihrer nächsten Sitzung vor-
legen werde, und den ich Ihnen als Denkanstoß zur 
Verfügung stellen möchte. 

Ich bin in der Tat der Auffassung, daß die Demokrati-
sierung ein unerläßliches Instrument im Hinblick auf 
die Stärkung der Aktivitäten ist, die die Weltorgani-
sation im Dienste der Völkergemeinschaft durch-
führt. 

Wir sind uns alle dessen bewußt, daß jeder Demokra-
tisierungsprozeß den Willen der be troffenen Regie-
rung und der Bürger voraussetzt. Die Bürger sollten 
die Möglichkeit haben, uneingeschränkt, frei und 
demokratisch an den Prozessen der Entscheidungs-
findung auf politischer und sozialer Ebene teilzuneh-
men. Aus diesem Grunde müssen wir den politischen 
Pluralismus unterstützen, die Rechtsstaatlichkeit för-
dern und eine Kultur der Demokratie verbreiten. 

Wir haben daher, wo immer möglich, im Hinblick auf 
die Friedenskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit 
eine Mehrparteienpolitik unterstützt, da es von größ-
ter Wichtigkeit ist, einstige Konfliktparteien in die 
Friedenspolitik einzubinden und ihnen eine uneinge-
schränkte Beteiligung am demokratischen Leben zu 
ermöglichen. Nach diesen Maßstäben haben wir ins-
besondere in Mozambik, in Kambodscha und in El 
Salvador gehandelt. 

Politischer Pluralismus muß jedoch in einem stabilen 
und verläßlichen institutionellen Rahmen praktiziert 
werden. Aus diesem Grunde ist die Förderung der 
Rechtsstaatlichkeit eines unserer Hauptanliegen, so-
wie ein Bereich, in dem sich die Zahl der Initiativen 
dank internationaler Unterstützung vervielfacht hat. 

In Kambodscha haben wir dazu beigetragen, den 
Staatsapparat und die Verfassungsorgane zu refor-
mieren. Die Interparlamentarische Union hat Seite an 
Seite mit uns dort  eine äußerst wichtige Rolle ge-
spielt. 

An anderer Stelle, zum Beispiel in Venezuela und an 
der Elfenbeinküste, haben wir den Dezentralisie-
rungsprozeß überwacht, der darauf ausgerichtet war, 
die Wirksamkeit der Institutionen zu verbessern und 
diese stärker in die Arbeit des Staates einzubinden. 

Ebenso haben wir dabei geholfen, na tionale Gewerk-
schaften in El Salvador und in Guatemala aufzu-
bauen, denn die Verpflichtung, im Einvernehmen mit 
der Bevölkerung zu handeln und ihre Beteiligung 
sicherzustellen, ist eine Grundvoraussetzung der De-
mokratisierung. 

In Afrika, Lateinamerika und in Südostasien beteili-
gen wir uns weiterhin an der Verwaltung des öffent-
lichen Dienstleistungssektors. 

Um jedoch sicherzustellen, daß unsere Bemühungen 
sinnvoll sind und dauerhafte Auswirkungen haben, 
müssen wir für die Verbreitung einer Kultur der 
Demokratie Sorge tragen, da es von entscheidender 
Bedeutung ist, daß sich dieses Bewußtsein auch in 
der Mentalität der Menschen festsetzt. 

Niemand kann garantieren, daß in einem Land, das 
Wahlhilfe beantragt hat, genügend demokratisches 
Bewußtsein besteht, um sicherzustellen, daß die 
Wahlergebnisse auch respektiert werden. Wir alle 
kennen genügend Einzelfälle in diesem Zusammen-
hang. 

Aus diesem Grund sollten wir bei unserem Engage-
ment für die Demokratisierung noch einen Schritt 
weiter gehen. Es bedarf einer Aufklärung der Bürger, 
einer Weiterbildung der Führungskräfte und der Auf-
stellung von Regeln zur Beachtung der Demokratie. 

Wo immer notwendig, müssen unabhängige Gerichte 
geschaffen werden, Streitkräfte aufgestellt, die den 
Rechtsstaat respektieren, Polizeikräfte eingesetzt, die 
für die Garantie der bürgerlichen Freiheiten sorgen, 
und die Menschen über die Menschenrechte aufge-
klärt werden. Das ist der Sinn unserer derzeitigen 
Aktivitäten in Haiti. 

In ähnlicher Weise haben wir die Öffentlichkeit in 
Kambodscha, Südafrika, Angola und Malawi über 
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die demokratischen Grundsätze informiert, aufge-
klärt und ihr Bewußtsein dafür geschärft. 

In Namibia, Kasachstan, Tadschikistan, im Jemen 
und in Chile haben wir die Schaffung freier und un-
abhängiger Massenmedien gefördert, da der unge-
hinderte Zugang zu Informationen ein grundlegen-
des Element in jedem Demokratisierungsprozeß ist. 

Ich weiß, daß Sie als Parlamentarier sich der Bedeu-
tung dieser Aktivitäten ganz besonders bewußt sind. 
Ich versichere Ihnen, daß ich alle Anregungen und 
Vorschläge von Ihnen mit großem Interesse zur 
Kenntnis nehmen werde. Der Erfahrungsschatz, über 
den Sie persönlich und als Parlamentarier, auf institu-
tioneller Ebene und als Teil einer internationalen Or-
ganisation verfügen, ist meiner Ansicht nach eine un-
verzichtbare Quelle, aus der die ganze Völkerge-
meinschaft Nutzen ziehen sollte. 

Wir wissen alle, daß der Aufbau einer Demokratie 
sich nicht auf institutionelle Grundsätze beschränkt. 
Es wäre falsch zu glauben, daß es für den Aufbau 
eines demokratischen Systems ausreichte, die ent-
sprechenden Institutionen zu schaffen. Wir wissen 
sehr wohl, daß eine demokratische Staatsordnung 
der institutionalisierte Ausdruck des tiefsten Bestre-
bens einer Nation sein sollte. 

Eine Institution spiegelt die geschichtliche Entwick-
lung einer Nation wider. Ich möchte an dieser Stelle 
unterstreichen, daß Demokratie kein Mode ll  ist, wel-
ches man von anderen Staaten kopieren kann; es ist 
ein Ziel, das alle Völker selbst erreichen müssen. 

Wenn ich Staaten auffordere, einen Prozeß der De-
mokratisierung einzuleiten, dränge ich sie weder dar-
auf, andere Staaten nachzuahmen, noch politische 
Strukturen von anderen zu übernehmen. 

Ganz im Gegenteil. Die Demokratie kann und muß 
sich allen Kulturen anpassen. Sie kann viele ver-
schiedene Formen annehmen, um sich in der Realität 
der Völker besser zu verankern. 

Demokratie ist der politische Ausdruck unseres ge-
meinsamen Erbes; als solche besitzt sie eine univer-
selle Dimension. 

Die besondere Gelegenheit Ihres Treffens hier am 
Sitz der Vereinten Nationen möchte ich auch nutzen, 
um einen Schritt weiter zu gehen und die grundle-
gende Rolle zu umreißen, die Sie meiner Erwartung 
nach im Dienste des Friedens übernehmen können. 
Der Frieden in der Welt ist nicht nur Angelegenheit 
der Staaten, noch kann das System der Vereinten Na-
tionen allein die Verantwortung für ihn übernehmen. 
Er betrifft jeden von uns. Die Interparlamentarische 
Union vermittelt seit langem diese Botschaft. Ich 
habe mich ebenfalls bemüht, dies in der Agenda für 
den Frieden, die ich dem Sicherheitsrat 1992 vorge-
legt habe, hervorzuheben. 

Bei dieser Gelegenheit habe ich die Rolle unterstri-
chen, die die Parlamentarier, zusammen mit den an-
deren Akteuren des internationalen Geschehens, 
übernehmen müssen. Denn Sie sind die notwendigen 
Kanäle für die Öffentlichkeit. Als Mitglieder der 
Interparlamentarischen Union sind Sie eine der be- 

vorzugten Stimmen, die der öffentlichen Meinung 
internationales Gehör verschaffen können. 

Das ist von umso größerer Bedeutung, als die Ver-
einten Nationen sich zur Zeit in einer echten Ver-
trauenskrise befinden. Von vielen Seiten höre ich Kri-
tik und Zweifel. Das ist natürlich nicht überraschend. 
In den Vereinten Nationen konzentriert sich in vieler 
Hinsicht die internationale öffentliche Meinung. Hier 
zeigen sich oft in verstärkter Form die Erwartungen 
und Befürchtungen der Staaten und Völker, und es 
ist ebenfalls festzustellen, daß in der Welt innerhalb 
von wenigen Jahren die Stimmung unmerk lich von 
Euphorie auf Angst umgeschlagen ist. Das konnten 
wir alle beobachten. 

Ihnen, die heute hier anwesend sind, kommt im 
Dienste des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit eine entscheidende Rolle zu. Ich möchte 
es noch einmal wiederholen: ohne die Unterstützung 
der Öffentlichkeit sind die Vereinten Nationen 
nichts; ihre Wirksamkeit schwindet, ihre eigentliche 
Legitimation ist immer weniger vorhanden. 

Denn durch die internationale Öffentlichkeit ist es 
den Staaten möglich, einen entschiedenen politi-
schen Willen zu bekunden, und nur der politische 
Wille der Staaten ermöglicht den Frieden. Es gibt 
meines Erachtens heute keine wichtigere Feststel-
lung als diese. 

Die Erfahrung hat in der Tat gezeigt, daß Frieden nur 
möglich ist, wenn der entsprechende Wille sowohl 
bei den kriegführenden Parteien als auch bei den 
anderen beteiligten Parteien vorhanden ist. 

Der Wunsch der Hauptakteure, Frieden zu schaffen, 
muß einhergehen mit dem Bestreben der am stärk-
sten beteiligten Staaten, d. h. der Großmächte, eine 
klare politische Linie zu verfolgen, um einen solchen 
Schritt in Richtung Frieden zu untermauern. 

Ich möchte diesen Punkt hier besonders hervorhe-
ben. Für den Frieden ist sowohl der Wille der Kon-
fliktparteien als auch der Wille weiterer beteiligter 
Parteien erforderlich. Diese beiden Voraussetzungen 
sind unerläßlich. Warum waren wir in Angola erfolg-
reich? Weil beide Arten von politischem Willen zur 
selben Zeit vorhanden waren. 

Warum waren wir in Kambodscha erfolgreich? Aus 
demselben Grund. Der Wunsch nach einer Beendi-
gung der Kampfhandlungen und nach freien Wahlen 
war da, und die Großmächte unterstützen diesen Pro-
zeß im Rahmen der Pariser Übereinkommen. Warum 
waren wir in El Salvador erfolgreich? Weil auch dort 
bei den Hauptakteuren der Wunsch nach Frieden 
vorhanden war und die Großmächte die Bestrebun-
gen in Richtung Frieden unterstützten. 

Warum ist die Völkergemeinschaft auf der anderen 
Seite im ehemaligen Jugoslawien so erfolglos? Weil 
dieser Wunsch nach Frieden noch nicht deutlich ge-
nug zu erkennen gegeben wurde. Die gegnerischen 
Parteien glauben, daß in der Fortführung der Kampf-
handlungen größere Chancen liegen als in Verhand-
lungen, und die anderen beteiligten Staaten haben 
es noch nicht geschafft, eine klare friedensfördernde 
Linie zu finden. 
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Dies zeigt wieder einmal, welche große Überzeu-
gungsarbeit wir ständig leisten müssen. Es unter-
streicht ebenfalls, wieviel Geduld und Durchhalte-
vermögen wir an den Tag legen müssen. Denn das ist 
der einzige Weg, die Waffen zum Schweigen zu brin-
gen und der Zivilbevölkerung Anlaß zu geben, neue 
Hoffnung für die Zukunft zu schöpfen. 

Die Suche nach Frieden erfordert große Ausdauer, 
und diesen langen Prozeß müssen wir der Öffent-
lichkeit klarmachen. Es ist sehr wich tig, daß die -
Öffentlichkeit die Möglichkeit erhält, bei diesem 
Entscheidungsprozeß ihren ganzen Einfluß geltend 
zu machen. Hier wird deutlich, was die Völker-
gemeinschaft von einer Ins titution wie der Ihren 
und der anspruchsvollen Aufgaben, die Sie über-
nommen haben, erwarten kann. Es ist auch ein kla-
rer Hinweis auf das, was ich persönlich von Ihnen 
erwarte. 

In diesem Zusammenhang werden Sie verstehen, 
daß ich mir eine wesentlich engere Verbindung zwi-
schen der Interparlamentarischen Union und den 
Vereinten Nationen wünsche. Ich kann Ihnen ver-
sichern, daß ich Ihnen bei der Förderung dieses Ge-
dankens immer zur Seite stehen werde. Sie sind ein 
entscheidendes Element für die Vertretung der Staa-
ten der Welt, und es ist daher wichtig, daß Sie inner-
halb der Weltorganisation ihre Aufgabe voll und 
ganz erfüllen. 

Ich weiß, daß dies eine Ihrer ständigen Bestrebungen 
ist, und ich unterstütze Sie dabei. Ich zweifle nicht 
daran, daß Sie diese Probleme in Ihren Debatten an-
sprechen werden. Ihre diesbezüglichen Schlußfolge-
rungen werde ich mit großer Aufmerksamkeit lesen. 
Wir alle sind uns dessen bewußt, daß für uns unbe-
streitbar das Zeitalter der globalen Gesellschaft an-
gebrochen ist. Sowohl auf internationaler als auch 
auf nationaler politischer Ebene ist man davon über 
zeugt, daß die Hauptprobleme für die Zukunft der 
Menschheit in erster Linie transnationale Probleme 
sein werden. Die internationale Gesellschaft hat sich 
über staatliche Beziehungen hinaus entwickelt, sie 
wird von nun an eine große Familie sein, in der die 
Menschen voneinander abhängig sind. 

Niemals zuvor in der Geschichte der Menschheit ha-
ben Völker und Nationen soviel zeitnahe Informatio-
nen über Ereignisse erhalten, die sich überall auf 
unserem Planeten abspielen. Unser Leben ist von 
den Medien umgeben. Das inte rnationale Gesche-
hen spielt sich heute vor den Augen der Welt ab. Es 
ist daher so wichtig wie nie zuvor, daß Nationen und 
Völker ihre Meinung zum Ausdruck bringen und 
sich Gehör verschaffen können. Und dies muß in ei-
nem angemessenen Forum gewährleistet sein. In 
diesem Sinne betrachte ich Ihre Anwesenheit hier 
bei dieser Weltorganisation. Wir müssen alle dafür 
Sorge tragen, daß unsere nationalen Institutionen 
und internationalen Organisationen eine noch stär-
kere Legitimation erhalten und noch demokratischer 
werden. 

Der Präsident des Interparlamentarischen Rates, 
der ägyptische Parlamentspräsident Sorour hielt fol-
gende Ansprache (Originalsprache: Englisch). 

Herr Generalsekretär der Vereinten Nationen, 
verehrte Parlamentsmitglieder, 
Exzellenzen, 
meine Damen und Herren, 

es ist eine große Ehre und besondere Freude für 
mich, Ihnen, Herr Generalsekretär, den tief empfun-
denen Dank der Interparlamentarischen Union aus-
zusprechen für die freundliche Einladung, ein Tref-
fen unserer Organisation hier am Sitz der Vereinten 
Nationen zu veranstalten, so daß die weltweite parla-
mentarische Gemeinschaft die Möglichkeit erhält, 
einen eigenen Beitrag zum 50. Jahrestag der Grün-
dung der Organisation der Vereinten Nationen zu 
leisten. Wir betrachten dies auch als ein Symbol für 
die wachsende Zusammenarbeit zwischen unseren 
beiden Organisationen. 

Wir sind heute zusammengekommen, um feierlich 
der Gründung der Vereinten Nationen zu gedenken, 
aber auch - was vielleicht noch wichtiger ist, - um 
uns das vor Augen zu führen, was die Weltorganisa-
tion geleistet hat, ihre Erfolge, aber auch ihre Fehl-
schläge, ihre Ideale sowie die Hindernisse, die deren 
Verwirklichung im Wege gestanden haben, und um 
unseren eigenen Beitrag zu erbringen, damit die 
internationale Zusammenarbeit die neuen Anstöße, 
die sie benötigt, erhält. 

Ein halbes Jahrhundert ist seit der Unterzeichnung 
der Charta der Vereinten Nationen in San Francisco 
vergangen. Ein halbes Jahrhundert, in dessen Ver-
lauf es Erfolge und Enttäuschungen gab, die Welt 
aber auch unbestreitbare Fortschritte feststellen 
konnte, die Menschheit jedoch auch Gewalt und 
Ungerechtigkeit erleiden mußte. 

Der größte Erfolg der Vereinten Nationen liegt darin, 
daß sie einen dritten Weltkrieg verhindert haben. Zu 
den Erfolgen gehören auch die Eindämmung von 
Konflikten während des Kalten Krieges, die Dekolo-
nisierung, das Zustandekommen einer Mehrheits-
regierung in Südafrika, die Förderung der Men-
schenrechte, das Seerecht und die Beiträge, die sie 
zu den großen Weltkonferenzen erbracht hat, die sich 
'mit Fragen, angefangen vom Status der Frauen bis 
zu Umwelt, Bevölkerung und sozialer Entwicklung, 
beschäftigt haben. Diese Liste wird ergänzt durch 
zahlreiche konkrete weltweit anerkannte Aktivitäten 
und Programme des Systems der Vereinten Natio-
nen. 

Das Ende des Kalten Krieges im Jahre 1989 und die 
Schritte in Richtung auf Demokratisierung und wirt-
schaftliche Reformen in Mittel- und Osteuropa und in 
anderen Teilen der Welt haben die Aussicht auf ein 
verstärktes Eintreten für die Verfolgung gemein-
samer Ziele durch ein multilaterales Handeln ver-
stärkt. Die Weltgemeinschaft schien durch den Ge-
danken vereint, daß sie im verstärkten Maße gemein-
same Verantwortung für eine große Bandbreite von 
Bereichen übernehmen würde. Dazu gehören Sicher-
heit - nicht nur im militärischen Sinne, sondern auch 
in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht - eine nach-
haltige Entwicklung, die Förderung der Demokratie, 
Gleichberechtigung und der Menschenrechte sowie 
humanitäre Maßnahmen. Leider können wir nicht 
behaupten, daß sich diese Hoffnungen erfüllt haben. 
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Im Gegenteil. Das multilaterale Vorgehen wird oft in 
Frage gestellt. 

Die wichtigste Entwicklung der letzten fünf Jahr-
zehnte ist möglicherweise das Entstehen neuer wirt-
schaftlicher und politischer Mächte in der Entwick-
lungswelt. Viele Veränderungen haben während der

-

vergangenen 50 Jahre stattgefunden. Milliarden von 
Dollar wurden für Waffen ausgegeben, die vor der 
Schaffung der Vereinten Nationen niemals benutzt 
wurden. Es zeigte sich, daß nukleare Waffen zum 
Symbol für die Zugehörigkeit zum Kreise der Groß-
mächte und zu einer Abschreckungswaffe gegen-
über einer feindlichen Welt wurden. Gleichzeitig gab 
es bei den konventionellen Waffen Waffenkäufe im 
großen Umfang, insbesondere in den Entwicklungs-
ländern. Die Dritte Welt rüstete immer mehr auf und 
verwendete hierfür Mittel, die für die dringend er-
forderliche wirtschaft liche und soziale Entwicklung 
notwendig gewesen wären. Tragische Ereignisse wie 
der Golfkrieg, die ungeheuerliche Brutalität der 
ethnischen Säuberung auf dem Balkan, die brutale 
Gewalt in Somalia und der Völkermord in Ruanda 
lasten als Schandflecke auf dem Gewissen der Men-
schen. In vielen Gebieten fühlen sich Menschen 
heute unsicherer als je zuvor. Die internationale Staa-
tengemeinschaft muß sich in der Tat enormen Her-
ausforderungen stellen, und wir alle müssen zusam-
menarbeiten zur Stärkung des multilateralen Vor-
gehens. 

Herr Generalsekretär, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

die Charta der Vereinten Nationen wurde im Namen 
der Völker dieser Welt verkündet: „Wir, die Völker 
der Vereinten Nationen". Diese Erklärung war sym-
bolisch für die Erwartungen der Gründer der Verein-
ten Nationen im Hinblick auf das, was sie schufen. Es 
stellte sich heraus, daß die Erwartungen nicht erfüllt 
werden konnten. Die Völker der Welt hatten niemals 
das Gefühl, daß sie die Vereinten Nationen verkör-
perten. Die Vereinten Nationen gehörten den Regie-
rungen - das heißt - auch nur einigen von ihnen. Sie 
gehörten in den Bereich der hohen Politik. 

Und doch - die Vereinten Nationen - das sind wir. 
Obwohl der Mitgliederkreis aus Staaten besteht, ver-
treten durch Regierungen, sind diese Regierungen 
im zunehmenden Maße dem Volk gegenüber verant-
wortlich für die internationale Politik, die sie verfol-
gen. 

„Wir, die Völker", müssen die Hauptakteure für eine 
Erneuerung der Vereinten Nationen sein. 

Als das System der Vereinten Nationen geschaffen 
wurde, dominierten die Nationalstaaten, einige von 
ihnen Kolonialmächte. Das Vertrauen in die Fähig-
keit der Exekutive, die Bürger schützen und ihr 
Leben verbessern zu können, war groß, und die inter-
nationale Zusammenarbeit wurde in erster Linie als 
ausschließliche Angelegenheit der Regierungen ge-
sehen. Heute gibt es ein weltweites Bewußtsein, daß 
die Gesellschaft insgesamt eine Rolle bei ihrer eige-
nen Umwandlung übernehmen muß, denn der ein-
zelne möchte und kann für sein eigenes Leben grö- 

Bere Verantwortung übernehmen. Diese Entwick-
lung gibt der internationalen Zusammenarbeit eine 
neue und positive Dimension. 

Sie selbst, Herr Generalsekretär, haben in Ihrer 
„Agenda für den Frieden" betont, daß die Parlamen-
tarier an den Bemühungen beteiligt werden sollten, 
die Weltorganisation in die Lage zu versetzen, die 
Besorgnisse und Interessen einer größtmöglichen 
Zahl von Menschen zu äußern und zu vertreten. 

Parlamente, welche die öffentliche Meinung sowohl 
lenken als auch widerspiegeln und welche die natür-
lichen und institutionellen Vertreter der Völker sind, 
verabschieden nicht nur nationale Gesetze, ohne 
welche keine internationalen Aktionen verwirklicht 
werden könnten, sie stimmen auch über die Mittel 
ab, welche die inte rnationale Gemeinschaft benötigt, 
um handeln zu können. Sie spielen daher eine wich-
tige Rolle bei der internationalen Zusammenarbeit, 
welche eine bessere Welt für morgen bringen soll. 
Daher müssen wir Mittel und Wege finden, um eine 
engere Zusammenarbeit zwischen den Vereinten 
Nationen und der Interparlamentarischen Union als 
der Weltorganisation der Parlamente sicherzustellen. 
Wie Sie wissen, hat die IPU auf ihrer letzten Konfe-
renz unmißverständlich die Absicht zum Ausdruck 
gebracht, ein offizielles Abkommen zwischen den 
beiden Organisationen zu treffen. Wir begrüßen es, 
daß eine Reihe von Regierungen vorgeschlagen hat, 
dieses Thema auf die Tagesordnung der nächsten Ta-
gung der Generalversammlung zu setzen. Wir freuen 
uns darauf, innovative Ideen im Hinblick auf den In-
halt dieser Zusammenarbeit in den kommenden Mo-
naten zu entwickeln, damit der Text eines offiziellen 
Abkommens auf der Sitzung der Generalversamm-
lung im nächsten Jahr verabschiedet werden kann. 

Herr Generalsekretär, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

immer krassere Unterschiede bei der wi rtschaftlichen 
Entwicklung, Umweltverschlechterung, Bevölkerungs-
explosion sowie Auslandsschuldenlast der Entwick-
lungsländer und der am wenigsten entwickelten Län-
der sind nicht zu übersehende Realitäten, und die Glo-
balisierung könnte das Risiko in sich bergen, die Kluft 
zwischen Reich und Arm noch zu vergrößern. 

Vielleicht ist es an der Zeit, ein weltweites Forum 
aufzubauen, welches eine treibende Kraft im wirt-
schaftlichen, sozialen und Umweltbereich sein kann. 
Einige haben sich für die Schaffung eines Sicher-
heitsrates für wi rtschaftliche Fragen ausgesprochen, 
der auf höchster politischer Ebene zusammentreffen 
sollte und in der Lage wäre, die Kohärenz der politi-
schen Ziele der großen internationalen Organisatio-
nen zu gewährleisten, welcher politische Anstöße ge-
ben und den Konsens bei internationalen Wirt-
schaftsfragen fördern sowie einen langfristigen stra-
tegischen und politischen Rahmen bieten könnte, um 
eine stabile, ausgewogene und nachhaltige Entwick-
lung zu fördern. Dies ist ein Gedanke, der es ver-
dient, eingehend geprüft zu werden. 

Das traditionelle Konzept der globalen Sicherheit, 
welches auf die Sicherheit der Staaten begrenzt ist, 
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muß dahingehend erweitert werden, daß auch die 
Sicherheit der Völker und die der Umwelt miteinge-
schlossen sind. Im 21. Jahrhundert ist die Welt zu 
klein und zu bevölkert geworden, die Bevölkerungen 
zu vermischt und zu sehr voneinander abhängig, die 
Waffen zu tödlich, als daß es bei einem Krieg noch 
einen Sieger geben könnte. Das Hauptziel jeder glo-
balen Sicherheitspolitik sollte daher darin bestehen, 
bewaffnete Konflikte und Kriege zu verhindern und 
die Umwelt im Hinblick auf eine nachhaltige Ent-
wicklung zu erhalten und zu fördern. 

Darüber hinaus müssen die Vereinten Nationen in 
der Lage sein, bereits im Anfangsstadium einer Krise 
glaubwürdige und wirksame Truppen zur Wieder-
herstellung des Friedens zu entsenden, und die inter-
nationale Staatengemeinschaft muß bereit sein, kurz-
fristig angemessene finanzielle Mittel für die Frie-
denserhaltung zur Verfügung stellen und hierfür ins-
besondere einige der Ressourcen einsetzen, die dank 
der Verringerung der Verteidigungsausgaben frei-
gesetzt wurden. Die inte rnationale Staatengemein-
schaft muß auch ihre Bereitschaft bekräftigen, sich 
für eine schrittweise und weltweite Besei tigung der 
nuklearen und anderen Massenvernichtungswaffen 
aller Staaten einzusetzen und ein 10- oder 15jähriges 
Programm zur Verwirklichung dieses Zieles einzulei-
ten. 

Dies ist zweifellos die Gelegenheit, darauf hinzuwei-
sen, daß zur Verwirklichung ihrer Ziele in den zahl-
reichen Bereichen ihrer Aktivitäten die Vereinten 
Nationen in die Lage versetzt werden müssen, sich 
auf angemessene, verläßliche und vorhersehbare 
Ressourcen zu stützen. 

Das sich abzeichnende globale Sicherheitskonzept 
muß geleitet sein von einer neuen Ethik, welche auf 
rechtsstaatlichen Grundsätzen basiert. Die derzeiti-
gen Schwächen des internationalen Rechtssystems 
spiegeln größtenteils Schwächen des internationalen 
Systems insgesamt wider. Die Welt muß dafür Sorge 
tragen, daß globale Sicherheit ihren Ausdruck findet 
durch Rechtsstaatlichkeit und nicht durch Unrecht-
mäßigkeit. Durch Regeln, die von allen respektiert 
werden müssen und durch die Tatsache, daß alle, 
einschließlich der Schwächsten, vor dem Gesetz 
gleich sind und daß keiner, einschließlich der Mäch-
tigsten, über dem Gesetz steht. 

In Ihrer „Agenda für den Frieden", haben Sie g  Herr 
Generalsekretär, erklärt, daß „die Grundsätze der 
Charta konsequente, nicht selektive Anwendung fin-
den müssen, denn sollte der Eindruck entstehen, daß 
letzteres der Fall ist, wird das Vertrauen und damit 
die moralische Autorität schwinden, die der größte 
und einzigartigste Wert dieses Vertragswerkes ist." 
Dieses Prinzip sollte maßgebend sein für den Sicher-
heitsrat bei seiner Beschlußfassung. 

Der Sicherheitsrat sollte auch den Internationalen 
Gerichtshof häufiger um Stellungnahmen ersuchen, 
und in speziellen Fällen davon absehen, völkerrecht-
liche Beschlüsse zu treffen. 

Die Schaffung eines Internationalen Strafgerichts

-

hofes würde dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit 
größeres Gewicht verleihen. Einige fragen, weshalb 

ein Ad-hoc-Gerichtshof für den jugoslawischen Kon-
flikt geschaffen worden ist, während andere schwer-
wiegende Verstöße gegen das Völkerrecht derzeit 
oder früher in einem anderen Rahmen verfolgt wer-
den oder wurden. Es ist genau diese offensichtliche 
Selektivität, die durch einen Ständigen Gerichtshof 
vermieden werden könnte. 

Die Bestimmungen der Charta der Vereinten Natio-
nen zeigen eindeutig, daß die Gründer der interna-
tionalen Organisa tion sich voll und ganz bewußt wa-
ren, daß die Beachtung der grundlegenden Rechte 
ein zentrales Element bei der Schaffung einer ge-
rechten und stabilen Weltordnung ist. 

Im Verlauf der letzten Hälfte des Jahrhunderts wur-
den beachtliche Fortschritte in diesem Bereich erzielt 
dank der Allgemeinen Menschenrechtserklärung 
und späterer damit in Verbindung stehender Kon-
ventionen. 

Wenn es bei den Menschenrechtsnormen auch be-
trächtliche Fortschritte während dieser Zeit zu ver-
zeichnen gab, so läßt doch die Anwendung dieser 
Normen viel zu wünschen übrig. Ethnische Säube-
rung, sei es in Bosnien oder Ru anda zum Beispiel, die 
in bestimmten Zeiten fast zum Völkermord ausartete, 
war nicht nur eine einfache Begleiterscheinung des 
Krieges, sondern war nichts anderes als Hauptur-
sache und Hauptziel. Darüber hinaus scheinen die 
Vielfalt der neuen internationalen Quellen für Unsi-
cherheit, wie Terrorismus, und die immer größer wer-
dende Liste der unvorhersehbaren Herausforderun-
gen transnationaler Art, wie Umweltzerstörung, in 
vielen Ländern immer größer zu werden. Trotz eini-
ger begrüßenswerter demokratischer Fortschritte 
fehlt es in vielen Staaten noch an rechenschafts-
pflichtigen Regierungen und Pluralismus, werden 
regelmäßige Wahlen verweigert oder ausgesetzt und 
die politische Opposi tion unterdrückt. 

Die Demokratie ist im wesentlichen der Ausdruck 
des Grundsatzes der Gleichheit, des Rechts aller 
Frauen und Männer, für sich selbst sprechen und frei 
entscheiden zu können. Die Demokratie ist der Rah-
men, innerhalb dessen die grundlegenden Rechte 
der Bürger am besten gewährleistet werden, und sie 
ist das Fundament für dauerhaften Frieden und Sta-
bilität. Die Demokratie ist das Maß für die Fo rt

-schritte, die die Weltgemeinschaft im Hinblick auf 
Frieden und Wohlstand erreicht hat. 

Ohne Demokratie wird es keine dauerhafte Entwick-
lung geben. Ohne Entwicklung kann es keine Demo-
kratie geben, und Völker, deren Lebensbedingungen 
nicht annehmbar sind, geraten leicht in Konflikte. 
Daher sind die drei großen Prioritäten - Frieden, Ent-
wicklung und Demokratie - unauflösbar miteinander 
verbunden. 

Es ist Aufgabe der Parlamente, Gesetze zu verab-
schieden, die die grundlegenden Rechte und Freihei-
ten garantieren. Daher nimmt die Förderung der De-
mokratie allerhöchsten Stellenwert für die IPU ein, 
welche beabsichtigt, in nächster Zeit eine allgemeine 
Erklärung über Demokratie zu erarbeiten. Dies wird 
sicherlich eine große Herausforderung sein, und ich 
bin zuversichtlich, daß wir auf die reichen politischen 
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Erfahrungen unserer Mitgliedsparlamente bauen 
können, damit unsere Anstrengungen von Erfolg ge-
krönt sein werden. Wir hoffen, daß eine solche Erklä-
rung sowohl Überlegungen als auch Maßnahmen 
durch Regierungen zu diesem Thema im Rahmen der 
Vereinten Nationen anregen wird. 

Ich bin sicher, daß ich im Namen aller hier spreche, 
wenn ich sage, wie leid es uns tut, daß keine Vertre-
ter des Kongresses der Vereinigten Staaten hier 
anwesend sein konnten, denn wir hätten mit großer 
Freude und Interesse gehört, was sie zu sagen haben. 

Ich möchte meine große Hoffnung zum Ausdruck 
bringen, daß der amerikanische Kongreß, der über 
weitreichende Erfahrungen und Traditionen verfügt, 
zu unseren Anstrengungen beitragen wird, um Frie-
den und Demokratie zu fördern und damit generell 
zur Stärkung unserer Aktivitäten insgesamt beizutra-
gen. 

Wir müssen auch die Bedeutung einer Demokratisie-
rung der internationalen Institutionen nach dem Bei-
spiel der nationalen Ebene hervorheben. Dieses Kon-
zept wirft die Frage der notwendigen Überprüfung 
der Beschlußfassung innerhalb des VN-Systems auf. 
Der derzeitige Mitgliederkreis und die Zusammen-
setzung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
geben die Realität der wirtschaftlichen und politi-
schen Veränderungen der vergangenen 50 Jahre ein-
fach nicht wieder. Eines der Schlüsselprobleme bei 
der Reform des VN-Systems liegt zweifellos da rin, 
den Sicherheitsrat so zu gestalten, daß er die ver-
schiedenen Entwicklungen der internationalen Reali-
tät besser wiedergibt. In gleichem Zuge sind Maß-
nahmen notwendig, damit die Generalversammlung 
ihre Glaubwürdigkeit und Autorität wiedergewinnt. 

Herr Generalsekretär, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

das Bestreben, die internationalen Beziehungen 
wirksamer zu gestalten, ist Teil der fortdauernden 
Bestrebungen des Menschen, das Leben auf dem 
Planeten zu organisieren, und dies ist ein Prozeß, der 
immer weiter fortgeführt werden wird. Lassen Sie 
uns in diesem Sinne, bei diesem feierlichen Treffen 
der Vertreter der Völker der Vereinten Nationen, die 
Tür zu einer neuen Ära für die Vereinten Nationen 
aufstoßen. Es ist an der Zeit, daß die Staatengemein-
schaft neue Ideen vorschlägt, neue Visionen ent-
wickelt und ihr Eintreten für die Werte des Interna-
tionalismus und den Vorrang der Rechtsstaatlichkeit, 
welche Frieden, Entwicklung, Demokratie und die 
Menschenrechte garantiert, unter Beweis stellt. 

Tagesordnungspunkt 2 
„Agenda für Demokratie, Frieden und 
nachhaltige Entwicklung" 

Abg. Leni Fischer hielt folgende Rede (O riginal-
sprache: Englisch): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

Frieden und Sicherheit, wi rtschaftlicher Fortschritt 
und Gerechtigkeit, Demokratie und die Verwirk- 

lichung der Menschenrechte sind die Voraussetzun-
gen, auf denen eine wirksame Weltinnenpolitik auf-
gebaut werden muß. Zwischenstaatliche Kriege, die 
zu verhindern nach dem Willen der Gründer der Ver-
einten Nationen die wichtigste Aufgabe war, sind 
heute nicht mehr die weltpolitische Gefahr. Im Ge-
genteil: Die Welt ist seit 1945 weiter zusammenge-
rückt und hat enorm an Interdependenz gewonnen. 
Die Gefahr für die internationale Sicherheit und den 
Frieden lassen sich heute dementsprechend noch 
weniger nationalstaatlich begrenzen und regeln als 
vor 50 Jahren. Die unkontrollierte Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen, die Ausweitung von 
ethnischen und religiösen Konflikten, die ganze Re-
gionen in einen Strudel der Selbstzerstörung reißen, 
gefährden die Stabilität des internationalen Systems 
zwar nicht direkt, aber auf schleichende Weise. Das 
Risiko großflächiger Umweltkatastrophen, die Be-
kämpfung des internationalen Drogen- und Waffen-
handels sowie des Terrorismus sind weitere Bereiche, 
die einer nachhaltigen Lösung zugeführt werden 
müssen. Umfang und Ausrichtung der Reform der 
UNO stoßen jedoch auf eine grundsätzliche Schwie-
rigkeit: Entgegen der allgemeinen Vorstellungen 
zieht die Wachsende Interaktion und Interdependenz 
des internationalen Systems keineswegs eine zuneh-
mende Zentralisierung nach sich, die schließlich in 
einem föderativen Weltstaat oder einem ähnlichen 
Gebilde ihren Abschluß findet, als deren Vorläufer 
die Vereinten Nationen verstanden werden könnte. 
Vielmehr gibt es machtvolle Gegentendenzen der 
Dezentralisierung, Regionalisierung und im Extrem-
fall der Fragmentierung. Die Konflikte im früheren 
Machtbereich der Sowjetunion, in Südosteuropa und 
Afrika sind hierfür blutiges Beispiel. Diese wider-
sprüchliche Dynamik ist zweifellos mitverantwortlich 
für die erheblichen Schwierigkeiten, die im Hinblick 
auf die Fortentwicklung der Vereinten Nationen be-
stehen. 

In seinem Tätigkeitsbericht vom 2. September 1994 
hat der Generalsekretär der Vereinten Nationen 
Boutros Boutros Ghali überzeugend dargelegt, daß 
Frieden, Wirtschaft, Umwelt, Gesellschaft und Demo-
kratie ineinandergreifende Dimensionen der Ent-
wicklung sind. Frieden ist die Voraussetzung für 
dauerhaftes Wirtschaftswachstum. 

Der Schutz der Umwelt ermöglicht bestandsfähige 
wirtschaftliche Fortschritte. Demokratie setzt krea-
tive Kräfte frei, die es gestatten, Entwicklungsfort-
schritte langfristig zu erreichen. Die Erkenntnis hat 
zugenommen, daß ein Mangel an Entwicklung, der 
u. a. in Armut, sozialer Ungerechtigkeit, politischer 
Unterdrückung und wirtschaftlicher Not zum Aus-
druck kommt, seine Ursache bei einer Vielzahl von 
Konflikten hat. Erforderlich ist daher eine Ausrich-
tung der Politik im Sinne einer nachhaltigen Ent-
wicklung an den Bedürfnissen der Menschen. Hierzu 
gehören sowohl die Verbesserung der wirtschaft-
lichen und sozialen Rahmenbedingungen durch die 
Schaffung sozialer Sicherungssysteme als auch die 
Entwicklung neuer Konzepte in der Umwelt- und 
Energiepolitik sowie die Verbesserung der interna-
tionalen Zusammenarbeit beim globalen Umwelt-
schutz. Was wir brauchen ist ein Ökologierat. 
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Abg. Ingrid Becker-Inglau hielt folgende Rede (Origi-
nalsprache: Englisch): 

Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 

„gäbe es die Vereinten Nationen nicht, man müßte 
sie erfinden! " Mit diesem Dank ausdrückenden 
Kompliment für die in den letzten 50 Jahren geleiste-
te Arbeit möchte ich nicht verdecken, daß es inzwi-
schen erforderlich ist, in vielfältiger Weise über die 
Aufgaben, die notwendigen demokratischen und 
nachvollziehbaren Entscheidungswege und Ent-
scheidungskompetenzen der UN und ihrer Unter-
gliederungen nachzudenken und sie den neuen Her-
ausforderungen entsprechend zu formulieren. 

Dieses setzt voraus, daß die Mitgliedstaaten die 
Regeln, Entscheidungen, die Finanzierung der UN 
nicht nur anerkennen, sondern auch vollziehen. 

Das hat auch eine besondere Bedeutung für den Be-
reich einer nachhaltigen und effizienten Entwick-
lungszusammenarbeit. 

Meine kurze Redezeit möchte ich der Nachhaltigkeit 
von Entwicklungszusammenarbeit widmen, weil 
hierbei in Zukunft von der UN eine besondere Koor-
dinierung und Kontrolle ausgeübt werden muß. 

Bei der Vergabe multilateraler, bilateraler und euro-
päischer Entwicklungshilfemittel für Programme der 
technischen und finanziellen Zusammenarbeit ist 
Kooperation angesagt, wenn die Mittel der breiten 
Bevölkerung zugute kommen und ihr helfen sollen, 
aus eigener Kraft ihre Lebensbedingungen zu ver-
bessern. Die internationale Zusammenarbeit muß 
sicherstellen, daß die Selbstbestimmung der Völker 
und die Achtung vor ihrer Geschichte und Kultur ga-
rantiert wird. Die Höhe und A rt  der Leistungen soll 
von der Durchsetzung von Demokratie, der Achtung 
der universalen Menschenrechte und der Gewährlei-
stung von Rechtssicherheit abhängig gemacht wer-
den. 

Dazu sind einheitlich anerkannte Maßstäbe und 
Kriterien, an denen sich alle orientieren, festzulegen. 
Über diese Einhaltung zu wachen, kann nur Auf-
gabe der UN sein. Darüber hinaus - müssen die 
Rahmenbedingungen im Lande ergeben, daß 
Frauen und Männer, Mädchen und Jungen unab-
hängig von religiösen oder ethnischen Eigenarten 
gleichberechtigt am wi rtschaftlichen, sozialen, kul-
turellen und politischen Leben teilhaben. Der Auf-
und Ausbau eines Gesundheits- und Bildungswe-
sens und sich daran anschließende Ausbildungs- 
und Berufsmöglichkeiten müssen Grundlage und 
Chance für ein eigenständiges Leben der Menschen 
sein. Ebenso wichtig ist die Einführung bzw. der 
Ausbau von sozialen Sicherungssystemen, die eine 
Familienplanung ermöglichen, ohne zusätzliches Be-
völkerungswachstum. Damit wird deutlich, Nachhal-
tigkeit von Entwicklungspolitik ist nur erreichbar 
durch Partizipation derjenigen, denen geholfen wer-
den soll. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Tagesordnungspunkt 3 
„Stärkung und Demokratisierung der Strukturen 
für die internationale Zusammenarbeit" 

Abg. Leni Fischer hielt folgende Rede (Original-
sprache: Englisch): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

übrig geblieben ist derzeit die Ernüchterung, daß die 
internationale Staatengemeinschaft militärische un-
bedeutende Staaten in ihre Schranken zu weisen ver-
mag, sofern sie sich zu koordinierten Aktionen be-
reitfindet. Dagegen zeigt sie sich machtlos, Bürger-
kriege, ethnische Säuberungen und Aggressionen 
mittelgroßer, hinreichend bewaffneter Staaten zu 
verhindern oder zu beenden. Die erneut aufgelebte 
Diskussion über Reformen der UNO zeigt das die 
derzeitige Ausprägung ihrer Organisation den heuti-
gen Aufgaben und Anforderungen nicht mehr ge-
recht wird. Weder lassen die komplizierten Abstim-
mungsstrukturen ein rasches Handeln zu, noch ist 
dem Generalsekretär die Möglichkeit eingeräumt, 
präventiv tätig zu werden. Eine der größten Zwangs-
lagen demokratischer Staaten nach dem Ende des 
Kalten Krieges ergibt sich aus der Schwierigkeit der 
Regierenden, die Unterstützung der Öffentlichkeit 
für einen etwaigen Einsatz der Streitkräfte zu mobili-
sieren, wenn die Wählerschaft sich nicht direkt be-
droht fühlt. 

Nicht, daß die Öffentlichkeit in vielen Staaten nicht 
entsetzt und schockiert wäre von den schrecklichen 
Bildern, die täglich die Bürger erreichen. Die Schan-
de liegt darin, daß sich Regierungen so schwer tun, 
ihre Wähler zu überzeugen, daß es moralische und 
strategische Gründe gibt, Leben für etwas zu riskie-
ren, das in einem fernen Land geschieht, von dem 
die meisten Menschen kaum etwas wissen. Daher 
besteht die zentrale Notwendigkeit, neue außenpoli-
tische Ziele für die gewandelte Situation nach dem 
Ende des Kalten Krieges zu definieren und ein geeig-
netes Instrumentarium zu schaffen. 

In der Vergangenheit war die Basis eine Kombination 
aus strategischem Denken und politischem Konsens, 
der die Androhung und eventuelle Anwendung von 
Gewalt aus strategischen wie auch moralischen 
Gründen rechtfertigte. Politiker und Wähler waren 
weitgehend darüber einig, daß Werte und Ideen und 
nicht nur strategische Interessen auf dem Spiel stan-
den. 

Die gestrigen militärischen Angriffe der NATO im 
Auftrag der Vereinten Nationen auf Stellungen der 
bosnischen Serben in der Umgebung von Sarajevo 
waren eine notwendige und konsequente Reaktion 
der Staatengemeinschaft auf den letzten Artillerie-
angriff der Serben auf den Marktplatz von Sarajevo 
vergangenen Montag, wo wieder einmal, wie schon 
ein Jahr zuvor, so viele Zivilisten, ältere Menschen, 
Frauen und Kinder einen grauenhaften Tod erlitten 
und wo so viele Opfer schwerwiegend verletzt wur-
den. Die Vereinten Nationen haben gestern eindeu-
tig die bosnischen Serben als die Verantwortlichen 
für diesen brutalen Gewaltakt bezeichnet. Dies erfor-
derte wirklich eine harte Reaktion der Staaten-
gemeinschaft, die dann schließlich auch erfolgte. Un- 
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sere Sympathie gilt den Opfern auf seiten der franzö-
sischen, britischen, holländischen und spanischen 
Staatsbürger und jenen Nationen, die ihre Söhne 
und Töchter entsandt haben, um Frieden in diesen 
Teil Europas herbeizuführen. Es gibt nur einen Weg, 
um dieses Problem zu lösen, und das ist der Verhand-
lungstisch. Die amerikanische Initiative, die auf dem 
Friedensplan der Kontaktgruppe basiert, ist ein guter 
Ausgangspunkt hierfür. 

Ich sehe hier die Möglichkeit, neben einer engeren 
Verflechtung der UNO mit regionalen Organisatio-
nen (z. B. OSZE, Europäische Union, ASEAN) durch 
eine stärkere parlamentarische Begleitung die Arbeit 
der UNO zu unterstützen. Daher begrüße ich alle An-
strengungen zur Herbeiführung eines Kooperations-
übereinkommens zwischen den Vereinten Nationen 
und der IPU. 

Abg. Dieter Schloten hielt folgende Rede (O riginal-
sprache: Englisch): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

ich spreche hier und heute für ein Land, das den 
Ersten Weltkrieg maßgeblich mit- und den Zweiten 
Weltkrieg allein verursacht hat. Die Völkergemein-
schaft mußte sich gegen die Deutschen zusammen-
schließen, um Freiheit, Menschenrechte und Demo-
kratie wiederherzustellen. Die Staaten und ihre Poli-
tiker sollten gelernt haben, daß Nachgiebigkeit ge-
genüber Aggressoren verhängnisvolle Folgen hat. 
Eine Folge ist der Niedergang internationaler Orga-
nisationen. Sollten uns im Umgang mit Bosnien nicht 
die Worte des südafrikanischen Politikers Jan 
C. Smuts nachdenklich stimmen, der auf der Grün-
dungskonferenz der Vereinten Nationen am 1. Mai 
1945 gesagt hat: 

„Heute ist es Mode geworden, den Völkerbund ge-
ring zu achten oder ihn gar zu schmähen (...) Der 
Völkerbund war in allen seinen Bemühungen um 
die Lösung humanitärer Aufgaben bemerkenswe rt 

 erfolgreich. (...) (Aber:) Er versagte in einer Hin-
sicht vollkommen, und zwar bei seiner wichtigsten 
Aufgabe: Er hat den Krieg nicht verhindert, er ver-
hinderte nicht die unrechtmäßige Aggression."  

Wir dürfen nicht zulassen, daß der Krieg in Bosnien 
ein Menetekel für die Vereinten Nationen wird. 

Mein Appell richtet sich an die Bosnien-Kontakt-
gruppe alle - ich wiederhole - alle Mittel auszu-
schöpfen, die das UNPROFOR-Mandat und die 
UNO-Charta vorsehen, um das Blutvergießen zu be-
enden. Dies setzt voraus, daß sich alle Mitglieder im 
Sicherheitsrat ihrer völkerrechtlichen Verantwortung 
bewußter werden und nationale Erwägungen zu-
rückstellen. Ich erinnere an das schockierende Bild 
der Geiselnahme von Blauhelmen durch die bosni-
schen Serben und daran, daß der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen in einem B rief an die Gene-
ralversammlung zur Verteidigung der UN-Schutzzo-
nen 37 000 Soldaten angefordert hat. Bekommen hat 
er 7 000. Das Ergebnis ist uns allen gegenwärtig: Sre-
benica und Zepa fielen in die Hände der bosnisch-
serbischen Aggressoren. Die Einwohner wurden ver-
trieben und zum Teil ermordet. 

Vor den Augen der Weltöffentlichkeit wird die UNO 
als Hoffnungsträger einer neuen internationalen 
Friedensordnung demontiert, und zwar von den we-
gen Völkermords, Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit international gesuchten 
politischen und militärischen Führern der bosnischen 
Serben. Wie soll die UNO in Zukunft noch glaubwür-
dig für den Schutz der Menschenrechte, wirkungs-
voll für Umwelt und Entwicklung auftreten, wenn sie 
nicht mehr ernst genommen wird? 

Von dieser IPU-Konferenz sollte das Signal ausge-
hen: 

Es muß gehandelt werden, viel Zeit ist verstrichen, 
zu viele Opfer sind zu beklagen, aber für die Leben-
den ist es noch nicht zu spät! 

Schlußsitzung mit Annahme der Schlußerklärung 

Die Schlußerklärung wurde in der Sitzung am 1. Sep-
tember 1995 vom Berichterstatter des Drafting 
Committee, Sir Michael Marshall, vorgestellt. 

Das Schlußdokument mit dem Titel „Die parlamen-
tarische Vision für internationale Kooperation im 
21. Jahrhundert" besteht aus einer Schlußerklärung 
und zusammenfassenden Erläuterungen. In der 
Schlußerklärung wird die besondere Rolle von Parla-
menten und Parlamentariern bei der Umsetzung von 
Vereinbarungen der Regierungen in der Versamm-
lung der Vereinten Nationen unterstrichen. Der Inter-
parlamentarische Rat ermutigt die Vereinten Natio-
nen, enger mit den Parlamenten zusammenzuarbei-
ten und spricht sich für eine förmliche Vereinbarung 
zwischen den Vereinten Nationen und der Interparla-
mentarischen Union aus, um die Mitgliedsparla-
mente unmittelbarer an der internationalen Politik 
teilhaben zu lassen. Der Interparlamentarische Rat 
sieht es als wichtig an, daß gemeinsame Anstrengun-
gen unternommen werden, um eine sicherere, ge-
rechtere und freiere Welt zu schaffen. In den Erläute-
rungen des Schlußdokuments sind konkrete Vor-
schläge für künftige Aktionen enthalten, um diese 
Ziele zu erreichen. Diese Erläuterungen werden der 
besonderen Aufmerksamkeit der Regierungen und 
der Organisationen der Vereinten Nationen empfoh-
len (Abdruck der Schlußerklärung und Erläuterun-
gen im Anhang S. 13). 

In einer kurzen Schlußansprache betonte der Sonder-
beauftragte des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen, Joseph Verner Reed, daß die Außerordent-
liche Sitzung des Interparlamentarischen Rates ein 
wichtiges Signal zur Stärkung der Beziehungen der 
Vereinten Nationen zur IPU gesetzt habe. Die IPU 
habe mit ihrer Tagung sowie mit ihrem Schlußdoku-
ment gleichzeitig einen wichtigen Input im Sinne der 
Reform der Vereinten Nationen gegeben. 

Der Präsident des Interparlamentarischen Rates, der 
ägyptische Parlamentspräsident Sorour, hob in einer 
kurzen Schlußansprache besonders hervor, daß die 
Stimmen der Parlamentarier zum ersten Mal in den 
Gebäuden der Vereinten Nationen vernehmbar ge-
worden seien. Mit der Außerordentlichen Sitzung 
des Interparlamentarischen Rates am Sitz der VN sei 
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ein neues Kapitel in den Beziehungen zwischen den 
Vereinten Nationen und der IPU aufgeschlagen wor-
den. Es sei nun Sache der Parlamente und der Parla-
mentarier, für die im Schlußdokument in Bezug ge-
nommene parlamentarische Vision zu arbeiten. 

Das Schlußdokument wurde in der Sitzung am 1. Sep-
tember im Konsens angenommen. 

III. Sitzungen des Exekutivausschusses 

Der Exekutivausschuß der IPU besteht aus dem Prä-
sidenten und zwölf Mitgliedern. Seit der 86. Tagung 
in Santiago de Chile ist die Abg. Leni Fischer Mit-
glied im Exekutivausschuß. Der Exekutivausschuß ist 
das Lenkungsgremium der Interparlamentarischen 
Union. 

Im Zusammenhang mit der Außerordentlichen Sit-
zung des Interparlamentarischen Rates in New York 
fungierte der Exekutivausschuß als Vorbereitungs-
ausschuß und als Drafting Committee für die Schluß-
erklärung. Auf Anregung der Abg. Leni Fischer wur-
de für die Außerordentliche Tagung des Interparla-
mentarischen Rates die später angenommene Tages-
ordnung formuliert. Zur Vorbereitung des Schlußdo-
kumentes wurden alle nationalen Delegationen auf-
gerufen, Beiträge vorzulegen. Die deutsche Delega-
tion hatte die im Anhang (S. 23) beigefügte Skizze 
für ein Schlußdokument eingereicht. 

Die Sitzungen des Exekutivausschusses in New York 
fanden am 29. und 31. August sowie am 1. Septem-
ber 1995 unter Vorsitz des Präsidenten des Interpar-
lamentarischen Rates, des ägyptischen Parlaments-
präsidenten Sorour, statt. In diesen Sitzungen ging es 
vor allem um folgende drei Themen: 

Zum einen um die Beratung des Schlußdokuments. 
Dazu hatte das Inte rnationale Sekretariat der IPU ei-
nen Vorentwurf vorgelegt, welcher im Exekutivaus-
schuß intensiv beraten wurde. Auf deutsches Drän-
gen hin wurde dieser Entwurf in einer Reihe von 
Punkten geändert bzw. präzisiert. Diese Punkte be-
trafen insbesondere die Frage der Reform der Verein-
ten Nationen, das Problem der Atomwaffenversuche, 
die Lage in Bosnien-Herzegowina sowie die weiteren 
Arbeiten der IPU an einer „Agenda for democracy". 

Weiterer wichtiger Beratungsgegenstand war das be-
absichtigte Übereinkommen zwischen der IPU und 
den Vereinten Nationen. Dazu hörte der Exekutiv-
ausschuß einen Bericht des Leiters der Ständigen 
Vertretung Ägyptens bei den Vereinten Nationen, 
Botschafter Dr. EI Arabi. Botschafter El Arabi schil-
derte den gegenwärtigen Stand der Entwicklung 
und wies darauf hin, daß die Frage der Zusammen-
arbeit zwischen VN und IPU Bestandteil der vorläufi-
gen Tagesordnung der 50. Vollversammlung der Ver-
einten Nationen sei. Während der Beratung im Exe-
kutivausschuß konnte Einigkeit über den Text des 
Entwurfs einer Resolution zur Zusammenarbeit zwi-
schen den VN und der IPU erzielt werden, welcher 
den VN-Missionen der im Exekutivausschuß vertre-
tenen Länder zugeleitet werden soll. 

Mit Bedauern hat der Exekutivausschuß vermerkt, 
daß der US-Kongreß während der Außerordentlichen 

Sitzung des Interparlamentarischen Rates in New 
York nicht vertreten war. Dies gab Anlaß zu einer ge-
nerellen Diskussion über die Situation der amerikani-
schen interparlamentarischen Gruppe. Es wurde be-
kannt, daß im Rahmen des „Foreign Relations Revita-
lization Act of 1995" der Rückzug des US-Kongresses 
aus der IPU geplant sei. Angesichts des hohen 
finanziellen Beitrags der USA zur IPU (nahezu 15%) 
würde dies die IPU vor schwerwiegende finanzielle 
Probleme stellen. In der Sitzung des Exekutivaus-
schuß am 1. September 1995 wurde der General-
sekretär der IPU deswegen beauftragt, für die näch-
ste Sitzung in Bukarest einen Situationsbe richt mit 
den Auswirkungen auf das Budget der IPU vorzule-
gen. 

IV. Sitzungen der Parlamentarier der Gruppe 
der Zwölf plus 

Die Sitzungen der Parlamentarier der Gruppe der 
Zwölf plus fanden am 30. und 31. August sowie am 
1. September 1995 unter Vorsitz des kanadischen 
Senators Peter  Boss  statt. Für die deutsche Delega-
tion nahmen daran die Abgeordneten Leni Fischer 
und Dieter Schloten teil. 

Die Sitzungen dienten in erster Linie der Vorberei-
tung und Begleitung der Arbeiten der Außerordentli-
chen Ratstagung der IPU aus der Sicht der Gruppe 
der Zwölf plus. Über die fünf Mitglieder der Zwölf 
plus im Exekutivausschuß (neben Deutschland Un-
garn, Schweden, Slowenien und Island) konnte auch 
während der Außerordentlichen Tagung des Inter-
parlamentarischen Rates in New York eine intensive 
Rückkopplung sichergestellt werden. Die Mitglieder 
der Zwölf plus wurden durch ihre im Exekutivaus-
schuß vertretenen Mitglieder kontinuierlich und 
aktuell über die dortigen Debatten informiert, um-
gekehrt konnten diese Mitglieder ihre Änderungs-
vorschläge für das Schlußdokument großenteils mit 
Rückendeckung der einflußreichen Gruppe der 
Zwölf plus vortragen. Breiten Raum in der Diskussion 
nahmen die französischen Atomtests ein. Besonders 
die Vertreter Neuseelands und Norwegens setzten 
sich für sehr weitgehende Verurteilungen ein. Einer 
Arbeitsgruppe der Parlamentarier der Gruppe der 
Zwölf plus ist es unter maßgeblicher Beteiligung von 
Abg. Schloten gelungen, die Fronten zu enthärten. 
Abg. Schloten schlug einen Text vor, der sowohl von 
Neuseeland, als auch von Norwegen sowie von 
Frankreich und der ganzen Gruppe der Zwölf plus 
akzeptiert wurde und als Paragraph 13 Eingang in 
das Schlußdokument gefunden hat. 

Wichtige Themen der Parlamentarier der Zwölf plus 
waren darüber hinaus das beabsichtigte Überein-
kommen über die Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinten Nationen und der IPU sowie die Situation 
der amerikanischen IPU-Gruppe und der Auswir-
kungen des Verhaltens der Mitglieder des US-Kon-
gresses auf Finanzen und Arbeit der IPU. Die Parla-
mentarier der Gruppe der Zwölf plus sind übereinge-
kommen, alles zu unternehmen, um die Mitglieder 
des US-Kongresses in die Arbeit der IPU einzubin-
den. Dazu wurde ein Aktionsplan vereinbart, der ein 
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einheitliches Vorgehen der in der Gruppe der Zwölf 
plus verbundenen Lander sicherstellen soll. 

Der Vorsitzende der Parlamentarier der Gruppe der 
Zwölf plus, der kanadische Senator Peter Bosa, legte 
besonderen Wert auf eine Analyse der finanziellen 
Situation der IPU. Unter Hinweis auf die schwierige 
Haushaltslage in den meisten Mitgliedsländern der 
Gruppe der Zwölf plus und die Notwendigkeit von 
Personaleinsparungen in diesen Ländern warb der 
Vorsitzende um ein möglichst geschlossenes Vorge-
hen hinsichtlich künftiger Haushalte der IPU. Steige-
rungen im Verwaltungsbereich seien aus seiner Sicht 
angesichts der geschilderten Situation nicht mehr 
länger hinnehmbar. 

Die Mitglieder der Parlamentarier der Gruppe der 
Zwölf plus kamen überein, für die während der näch-
sten IPU-Tagung in Bukarest anstehenden Wahlen 
zum Exekutivausschuß eine Kandidatur des italieni-
schen Senators Roland Riz zu unterstützen. Mit Be-
friedigung wurde zur Kenntnis genommen, daß Ka-
nada auch im Jahre 1996 den Vorsitz in der Zwölf 
plus wahrnehmen könne. 

V. Zusammenfassung 

Die Außerordentliche Sitzung des Interparlamentari-
schen Rates am Sitz der Vereinten Nationen war ein 
Erfolg. Zum ersten Mal in der Geschichte der IPU 
konnte diese älteste interparlamentarische Versamm-
lung eine Konferenz am Sitz der Vereinten Nationen 
abhalten. Damit ist es der IPU gelungen, ihr Selbst-
verständnis als „Weltparlament", bzw. als parlamen-
tarischer Counterpa rt  der Vereinten Nationen deut-
lich unter Beweis zu stellen. Daß dies nicht nur unter 
Duldung der Vereinten Nationen, sondern auf Einla-
dung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen 
möglich war, wurde von vielen Rednern als ermuti-
gendes Zeichen für die weitere Zusammenarbeit zwi-
schen IPU und VN gewertet. Insofern hat der Präsi- 

dent des Interparlamentarischen Rates, der ägyp-
tische Parlamentspräsident Sorour, in seinem Schluß-
wort  zurecht von einem neuen Kapitel gesprochen, 
welches in den Beziehungen zwischen IPU und VN 
aufgeschlagen worden sei. Die gewachsenen Bezie-
hungen zwischen beiden Organisationen wurden 
aber nicht nur optisch deutlich, sondern auch poli-
tisch. So hatte der Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen mit seiner Ansprache die Mitglieder der IPU 
zum ersten Mal überhaupt angesprochen. Sein Wo rt 

 von der „Kultur der Demokratie '', welche es zu ver-
breiten gelte, zielte unzweideutig auf die Bedeutung 
der Parlamente und der Parlamentarier. Diese Aus-
führungen betrafen den Tagesordnungspunkt 2 der 
Konferenz, in welchem sich die IPU zum Ziel gesetzt 
hat, Arbeiten an einer „Agenda for democracy" auf-
zunehmen. Noch deutlicher wurde dies im Bericht 
des Generalsekretärs vom 7. August 1995 über die 
„Unterstützung der Bemühungen der Regierungen 
um die Förderung und Konsolidierung neuer oder 
wiederhergestellter Demokratien durch das System 
der Vereinten Nationen", in welchem die besondere 
Bedeutung von Parlamenten und Parlamentariern im 
Demokratisierungsprozeß unterstrichen wird. Die 
IPU, so heißt es in dem Bericht wörtlich (§ 85) sei ein 
besonders wichtiger Partner der Vereinten Nationen 
in dieser Beziehung. Das Schlußdokument (§ 34) re-
flektiert diese Zusammenhänge, in dem es diesen 
Bericht des Generalsekretärs als Ke rn  einer „Agenda 
for democracy" ansieht, welche es unter Einschluß 
der IPU zu erschaffen gelte. Das Schlußdokument 
macht schließlich den Willen der IPU sehr deutlich, 
im Rahmen der Demokratisierung der Vereinten Na-
tionen eine Rolle zu spielen. Der in Kopenhagen und 
in Madrid fortgeführte Diskussionsprozeß über das 
Verhältnis der IPU zu den Vereinten Nationen hat in 
New York eine neue Dimension erfahren. Daß das 
Vorhaben eines förmlichen Übereinkommens über 
die Zusammenarbeit zwischen IPU und VN ausge-
rechnet in New York so intensiv diskutiert werden 
konnte, ist von vielen Rednern als hoffnungsvolles 
Zeichen gewertet worden. 

15. September 1995 

Leni Fischer 	 Dieter Schloten 

Leiterin der Delegation 	Stellvertretender Leiter der Delegation 
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VI. Anhang 

Anhang 1 

Die parlamentarische Vision für die internationale Zusammenarbeit auf dem Weg 
ins 21. Jahrhundert 

Einstimmig verabschiedete Abschlußerklärung anläßlich der Sondersitzung des Interparlamentarischen 
Rates zum 50jährigen Bestehen der Vereinten Nationen 

1. Es ist ein halbes Jahrhundert her, daß „wir, die 
Völker der Vereinten Nationen „  auf Beschluß der da

-

maligen Regierungen mit unseren gemeinsamen An-
strengungen zur Wahrung der Sicherheit und Förde-
rung des Weltfriedens, zur Förderung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten für alle Menschen sowie 
zur Förderung des wirtschaft lichen und sozialen Fort

-schritts aller Menschen begannen. Auf diese Weise 
entstanden die politischen Institutionen des Systems 
der Vereinten Nationen. 

2. Heute wollen wir, die Mitglieder der Parlamente, 
die vom Volk zur Kontrolle der nationalen Regierun-
gen gewählt wurden, diese ehrgeizige Vision und die 
gemeinsamen Ziele erneut bekräftigen, die die Ver-
fasser der UN-Charta verfolgten. Die Vereinten Na-
tionen mit all  ihren Gremien verkörpern eine große 
Idee, die der Weltgemeinschaft. Wir wollen uns künf-
tig gemeinsam mit unseren Ländern der Stärkung 
der Beziehungen innerhalb dieser Gemeinschaft 
widmen. 

3. Der Begriff Weltgemeinschaft ist heutzutage 
zweifellos Realität. Die Menschen sind über natio-
nale Grenzen hinaus durch gemeinsame Kommuni-
kations- und Informationsnetze, Produktion und 
Handel, weltweiten Reiseverkehr und Bevölkerungs-
bewegungen miteinander verbunden. Ideen und 
Nachrichten, Waren und Kapital, Touristen, Flücht-
linge und Auswanderer passieren die Grenzen mit 
einer erstaunlichen Geschwindigkeit. Dies gilt auch 
für Krankheiten, Drogen, Umweltverschmutzung 
und finanzwirtschaftliche Umbrüche. Die na tionale 
Souveränität ist heutzutage nicht durch weltweite 
multilaterale Institutionen bedroht, sondern durch 
die Probleme und Kräfte, die über die Staatsgrenzen 
hinwegfegen und von einer Regierung alleine nicht 
mehr kontrolliert werden können. 

4. Schon vor mehr als 100 Jahren haben weitblik-
kende Parlamentarier erkannt, daß die Menschheit 
ein gemeinsames Interesse an der Wahrung des Frie-
dens, der Förderung des wi rtschaftlichen und sozia-
len Fortschritts und der Schaffung eines funktionie-
renden internationalen Apparates zur Durchsetzung 
dieser Ziele hat. Zu diesem Zweck gründeten sie die 
erste Institution für multilaterale Zusammenarbeit, 
die Interparlamentarische Union. Seit dieser Zeit 
haben sich die Strukturen für internationale Zusam-
menarbeit weiterentwickelt, und heute bietet das Sy-
stem der Vereinten Nationen die Möglichkeiten zur 
Durchsetzung unserer gemeinsamen Ziele. 

5. Die Weltorganisation hat über die Jahre hinweg 
erfolgreich völkerrechtliche Bestimmungen festge-
legt, internationale Standards geschaffen und inter-
nationale Programme in allen Bereichen des mensch-
lichen Lebens entwickelt. Wir müssen jedoch erken-
nen, daß dieses System nur über begrenzte Macht 
verfügt. Die Vereinten Nationen sind keine Welt-
regierung. Die Regelung des Alltagslebens der Völ-
ker der Welt ist eine Aufgabe, die den nationalen 
Parlamenten nicht abgenommen werden kann, die 
ihren Bürgern näher und direkt verantwortlich sind. 
Es ist zu Recht unsere Aufgabe, für unser jewei liges 
Land zu entscheiden, ob wir verbindliche internatio-
nale Verpflichtungen eingehen sollen und wie diese 
durchzusetzen sind. 

6. Das Ende des Kalten Krieges weckte Hoffnungen 
auf ein stärkeres Gefühl der Gemeinsamkeit und ver-
stärkte multilaterale Zusammenarbeit. Die letzten 
Jahre waren jedoch durch das erneute Aufkommen 
eines engstirnigen Nationalismus gekennzeichnet, 
der zwischen- und innerstaatliche Konflikte ver-
schärft und einen beunruhigenden Trend weg von 
multilateralen Konzepten gefördert hat. Aus diesem 
Grund hat die internationale Gemeinschaft die drin-
gende und unbedingte Pflicht, diesen Trend umzu-
kehren und den Sinn für gemeinsame Ziele zu stär-
ken, damit eine Zusammenarbeit bei der Lösung der 
Probleme, die sich der Menschheit heute stellen, 
möglich wird. Deshalb möchten wir in aller Form zu 
einem verstärkten Engagement für eine multilaterale 
Zusammenarbeit aufrufen. 

7. Gemeinsame Anstrengungen sind heute drin-
gend erforderlich, um für mehr Sicherheit, Gerech-
tigkeit und Freiheit auf der Welt zu sorgen. In der als 
Anlage beigefügten Zusammenfassung der Ergeb-
nisse und Empfehlungen haben wir einen Aktions-
plan aufgestellt, der ausführliche Vorschläge für 
künftige internationale Maßnahmen zur Durchset-
zung dieser edlen Ziele durch die Förderung von 
Frieden und Sicherheit, nachhaltiger menschlicher 
Entwicklung sowie Menschenrechten und Demokra-
tie enthält. Der Interparlamentarische Rat wird diese 
Ergebnisse und Empfehlungen den Regierungen 
und den Organisationen der Vereinten Nationen zur 
Kenntnisnahme vorlegen. 

S. Bei den Vorbereitungen auf die Herausforderun-
gen des kommenden Jahrhunderts müssen wir er-
kennen, daß vieles im System der Vereinten Natio-
nen einer Reform bedarf. Wir glauben jedoch, daß 
die plumpe Verweigerung finanzieller Mittel noch 
keine Reformen bewirkt; es ist vielmehr davon aus- 
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zugehen, daß Reformen ihrerseits zu Einsparungen 
führen können. Viel zu viele Gremien müssen kaum 
Rechenschaft über ihre Arbeit ablegen, und sind we-
der den zentralen politischen Organen der Vereinten 
Nationen noch den gewählten Oberhäuptern der 
Mitgliedstaaten verantwortlich. Wir fordern die Ein-
führung strengerer Verfahren hinsichtlich der Re-
chenschaftspflicht, gekoppelt mit einem systemati-
schen Vorgehen zur Straffung des Systems und zur 
Abschaffung von Überhangmandaten. 

9. Das System der Vereinten Nationen beruht auf 
einer Kombination von festen und freiwilligen Bei-
tragszahlungen der Mitgliedstaaten zur Finanzie-
rung seiner Aktivitäten. Als Parlamentarier sind wir 
uns in besonderem Maße der Notwendigkeit bewußt, 
die finanziellen Ressourcen möglichst nutzbringend 
einzusetzen, und stimmen im Namen der Bürger da-
für, sie für gemeinnützige Zwecke zu verwenden. 
Wir fordern von den internationalen Organisationen, 
die wir mit unseren Steuern unterstützen, einen ho-
hen Leistungsstandard, der nicht geringer sein darf 
als für nationale Programme. Wir anerkennen die 
Verpflichtung der gesetzgebenden Organe a ller Mit-
gliedstaaten, die Beiträge, die ihren ordnungsgemäß 
festgelegten Anteil an den Organisationskosten dar-
stellen, vollständig und pünktlich zu zahlen. Wir 
müssen dafür sorgen, daß alle unsere Regierungen 
ihren finanziellen Verpflichtungen in Übereinstim-
mung mit der Charta nachkommen. 

10. Was die Vereinten Nationen betrifft, so braucht 
die Generalversammlung frischen Wind und ihr müs-
sen umfangreichere Befugnisse und mehr Effektivität 
verliehen werden. Dies gilt um so mehr für den Wirt-
schafts- und Sozialrat, zu einem Zeitpunkt, wo eine 
effektive Koordinierung der internationalen Gre-
mien, die sich mit komplexen wi rtschaftlichen, um-
weltpolitischen und sozialen Problemen befassen, 
immer dringender wird. 

11. Der Generalsekretär muß größere Autorität aus-
üben können, um eine bessere Leistung der Mitar-
beiter und Organe der Vereinten Nationen sicherzu-
stellen, die bürokratische Starrheit zu überwinden 
und das globale Interesse klar und deutlich zu artiku-
lieren, wenn die Oberhäupter der einzelnen Natio-
nen sich in widersprüchliche und auf na tionale Fra-
gen beschränkte Themen verstricken sollten. 

12. Der Sicherheitsrat hat in den letzten Jahren be-
trächtlich an Autorität und Glaubwürdigkeit gewon-
nen, weil seine Mitglieder den Sinn für das gemein-
same Ziel der Bekämpfung von Gefahren für Frieden 
und Sicherheit wiederentdeckt haben. Obwohl die 
verspätete Erfüllung des Mandats der Charta durch 
den Sicherheitsrat unseren Beifall findet, forde rn  wir 
eine Reform des Rates, um ihn repräsentativer zu ge-
stalten und gleichzei tig seine Autorität und Effektivi-
tät zu wahren. Die Anzahl der Mitglieder des Rates 
muß erhöht werden, um mehr Staaten einzubezie-
hen; die Beratungen müssen transparenter und die 
Mechanismen demokratischer werden. Darüber hin-
aus ist es unbedingt erforderlich, Doppelstandards 
abzuschaffen und statt dessen die vollständige Um-
setzung aller Resolutionen und Entscheidungen des 

Rates sicherzustellen. Dies gilt insbesondere für die 
beklagenswerte Situa tion in Bosnien-Herzegowina. 

13. Die Parlamente, die sich aus Frauen und Män-
nern zusammensetzen, die von den Völkern der ein-
zelnen Nationen gewählt werden, spielen eine we-
sentliche Rolle bei der nationalen Umsetzung von 
Verpflichtungen, die von den Regierungen in den 
UN-Versammlungen übernommen werden. Die Par-
lamente vertreten den Willen des Volkes im poli-
tischen Prozeß jedes Landes. Aus diesem Grund 
möchten wir die Vereinten Nationen darin bestärken, 
enger mit den Parlamenten zusammenzuarbeiten, 
und fordern eine formelle Vereinbarung zwischen 
den Vereinten Nationen und der Interparlamentari-
schen Union, daß die Parlamente der Mitgliedstaaten 
durch ihre Mitgliedschaft in der Union direkter in die 
politische Arbeit der internationalen Gemeinschaft 
eingebunden werden. 

14. Seit ihrer Gründung waren die Vereinten Natio-
nen die treibende Kraft für die Förderung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten und haben ein in-
ternationales Bewußtsein für so unterschiedliche 
Themen wie Umweltschutz, Seerecht, Gleichstellung 
von Mann und Frau oder die Rechte des Kindes ge-
schaffen. Die UN hat in vielen Krisenherden den 
Frieden gesichert, den Prozeß der Dekolonialisierung 
überwacht, die Entwicklung gefördert und für den 
Schutz und die dringend erforderliche Unterstützung 
von Millionen in Not geratener Menschen in allen 
Teilen der Welt gesorgt. Gleichzeitig sind viele Ver-
sprechungen der Charta noch immer nicht erfüllt. 
Trotzdem sollte es laut der Charta im Rahmen der 
Vereinten Nationen geschehen, daß „wir unsere An-
strengungen verbinden", um die gemeinsamen Ziele 
für die gesamte Menschheit zu erreichen. Die Inter-
parlamentarische Union verpflichtet sich im Namen 
ihrer Mitgliedsparlamente, ihren Teil zur Verwirkli-
chung der Versprechungen der Charta beizutragen 
und zu beweisen, daß die Vereinten Nationen sinn-
voll und erfolgreich zur Bewältigung der Probleme 
beitragen können, die sich allen Völkern so kurz vor 
Anbruch des 21. Jahrhunderts stellen. 

Zusammenfassung der Ergebnisse 
und Empfehlungen 

Einführung 

1. Seit der Gründung der Vereinten Nationen vor 
50 Jahren hat sich die Welt radikal verändert. In 
einem halben Jahrhundert hat -sie sich in nahezu 
jeder Hinsicht gewandelt und zwar mit einer Ge-
schwindigkeit, wie sie die Menschheit zuvor noch 
nie erlebt hat. 

2. Die Welt ist gewachsen. Vor fünfzig Jahren be-
stand die Gemeinschaft der Staaten aus 66 souverä-
nen Nationen. Heute sind es mindestens 190. Damals 
belief sich die Weltbevölkerung auf 2,5 Milliarden 
Menschen. Diese Zahl hat sich heute mehr als ver-
doppelt. Es ist zu einer bemerkenswe rten Steigerung 
der industriellen und landwirtschaftlichen Erträge 
und des Handels gekommen, wobei die Weltwirt- 
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schaft um das Sechsfache und der Welthandel um ein 
Mehrfaches gewachsen ist. Die Welt ist reicher 
geworden und das Pro-Kopf-Einkommen hat sich 
überall erhöht. Dennoch gibt es sowohl inner- als 
auch zwischenstaatlich große Ungleichheiten, und 
heute lebt rund ein Viertel der gesamten Weltbevöl-
kerung in absoluter Armut. 

3. Aber die Welt ist auch kleiner geworden. Die 
außerordentlichen Fortschritte in der Kommunika-
tionstechnik machen .es heute möglich, Entfernungen 
in nur wenigen Stunden zurückzulegen, für die vor 
50 Jahren noch tage- und wochenlange Reisen erfor-
derlich waren. Ereignisse auf der anderen Seite des 
Globus können während ihrer Entstehung direkt ver-
folgt werden. Die Welt von heute wird immer häufi-
ger als globales Dorf bezeichnet, womit auf eine Welt 
angespielt wird, die immer näher zusammenrückt 
und in der die gegenseitigen Abhängigkeiten drama-
tischer denn je sind. Wirtschaft liche Aktivitäten jeg-
licher Art  im In- und Ausland, sei es durch na tionale 
oder internationale Unternehmen, Investitionen, 
Handel und den grenzüberschreitenden Kapitalver-
kehr verbinden die einzelnen Länder auf der Welt 
ebenso wie das wachsende Bewußtsein, daß die Res-
sourcen der Erde begrenzt sind. 

4. Die Welt hat sich weiterentwickelt, aber sie ist 
immer noch ein unsicherer Ort. Vor fünfzig Jahren 
war die Welt Zeuge der Entwicklung von Massenver-
nichtungswaffen und des Beginns des Kalten Krie-
ges. Heute ist dieser Konflikt, der die internationalen 
Beziehungen seit dem zweiten Weltkrieg beherrscht 
hat, beendet. Dies gilt jedoch nicht für die Gefahren 
durch die Herstellung und Verbreitung von Kernwaf-
fen. Sie bleiben bestehen, genau wie die Gefahren 
durch die Herstellung, Verbreitung und Verwendung 
von Minen, biologischen und chemischen Waffen 
und auch konventionellen Waffen jeglicher A rt , ein-
schließlich Handfeuerwaffen. Und obwohl bewaff-
nete Auseinandersetzungen zwischen den Staaten 
heute recht selten sind, hat die Anzahl und Heftig-
keit innerstaatlicher Konflikte dramatisch zugenom-
men und versetzt ganze Nationen in völlige Aufruhr. 

5. Die weltweiten und internationalen Beziehungen 
sind unendlich viel komplexer als früher. Nicht nur 
der Ost-West-Konflikt wurde beigelegt, sondern 
auch die Zweiteilung der Welt beendet, die eine sei-
ner Folgen war. Heute sind weder der Norden noch 
der Süden homogene Einheiten. Die Bevölkerung in 
Ländern jedes Erdteils wächst sehr unterschiedlich 
und durchläuft sehr unterschiedliche politische, 
soziale und wirtschaftliche Entwicklungen. Heute 
gibt es im Süden Länder, die erheblich weiter entwik-
kelt sind als einige Länder im Norden. 

6. Die ganze Welt hat in hohem Maße von den Ver-
einten Nationen profitiert. Die Weltorganisation war 
die treibende Kraft für die Verabschiedung der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte und der an-
schließenden Entwicklung und Kodifizierung eines 
umfassenden Katalogs von Menschenrechten und 
Grundfreiheiten. Die Vereinten Nationen waren der 
Schmelztiegel, wo die Länder ein inte rnationales Be-
wußtsein für so unterschiedliche Themen wie Um-
weltschutz, Seerecht, Gleichstellung von Mann und 

Frau oder die Rechte des Kindes entwickelt und 
geschaffen haben. Die Vereinten Nationen haben in 
vielen Krisenherden den Frieden gesichert, den Pro-
zeß der Dekolonialisierung überwacht, die Entwick-
lung gefördert und für den Schutz und die dringend 
erforderliche Unterstützung von Millionen von 
Flüchtlingen und anderer in Not geratener Men-
schen in allen Teilen der Welt gesorgt. Dennoch sind 
zum 50jährigen Bestehen der Vereinten Nationen 
noch immer viele Aufgaben unerledigt. 

7. Dies sind die Herausforderungen am Vorabend 
des 21. Jahrhunderts: Die Schaffung einer Welt mit 
mehr Sicherheit, wo der Stärkere nicht automatisch 
im Recht ist, wo die gemeinsame Zukunft der 
Menschheit auf Zusammenarbeit und nicht auf Kon-
frontation und Unterdrückung aufbaut. Die Schaf-
fung einer Welt mit mehr Gerechtigkeit, wo die mate-
riellen Bedingungen für die Menschen verbessert 
werden und niemand Mangel leidet; wo das soziale 
Netz der Länder gefestigt und mit den begrenzten 
Ressourcen der Erde vernünftig umgegangen wird, 
zum Nutzen und Wohl aller. Und die Schaffung einer 
freieren Welt, die auf Gleichheit und voller Respek-
tierung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
beruht. 

Frieden und Sicherheit 

8. Die Sicherung von Frieden und Sicherheit in die-
sem und im nächsten Jahrhundert ist eine gewaltige 
Herausforderung. Aber sie kann und muß bewäl tigt 
werden. Eine Agenda für den Frieden und deren 
Nachträge bilden eine wich tige Grundlage für künf-
tige Maßnahmen, die unter Berücksichtigung der 
Erfahrungen der letzten Jahre weiter ausgearbeitet 
werden muß. Obwohl mit Frieden und Sicherheit 
auch militärische Aspekte verbunden sind, kann das 
Streben nach einer Welt mit mehr Sicherheit nur 
dann erfolgreich sein, wenn die Menschheit lernt, 
auch die wirtschaftliche, soziale, umweltpolitische 
und nicht zuletzt auch die menschliche Dimension zu 
begreifen und anzusprechen. 

9. Frieden erfordert die Beendigung bestehender 
und die Vermeidung künftiger Kriege. Hierzu muß 
die Welt lernen, die zunehmende Anzahl von Kon-
flikten innerhalb der Länder in den Griff zu bekom-
men, damit sich diese nicht zu einem charakteristi-
schen Merkmal des kommenden Jahrhunderts ent-
wickelt. Der Preis, den die be troffene Bevölkerung 
und die internationale Gemeinschaft insgesamt für 
solche Auseinandersetzungen zahlen müssen, ist 
schon lange nicht mehr akzeptabel. Die Führer der 
Parteien in bestehenden oder bevorstehenden Kon-
flikten, die sich durch die Aussicht auf einen mög-
lichen Sieg durch Waffengewalt verlocken lassen, 
müssen die kurz- und mittelfristigen Vorteile einer 
Lösung auf dem Verhandlungsweg gegen die Risi-
ken eines militärischen Vorgehens abwägen, das, im-
mer eine wahllose und großflächige Zerstörung und 
sinnloses menschliches Leid zur Folge hat. 

10. Krieg als Fortsetzung der Politik mit anderen 
Mitteln sollte als unrechtmäßig verurteilt werden. 
Streitkräfte sollten nicht eingesetzt werden, außer 
zum Zweck der rechtmäßigen Selbstverteidigung 
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oder im Interesse der internationalen Gemeinschaft 
insgesamt. So wie ihre Gründer es vor mehr als 
100 Jahren taten, engagiert sich die IPU auch heute 
für politische Verhandlungen und Dialog anstelle 
von bewaffneten Auseinandersetzungen. In dieser 
Tradition fordert  die IPU alle Parteien auf, Streitigkei-
ten mit friedlichen Mitteln beizulegen und die vor-
handenen internationalen Schiedsstellen und Tribu-
nale zu diesem Zweck stärker zu nutzen, um auf 
diese Weise die Arbeit der Vereinten Nationen und 
insbesondere die in Abschnitt VI der UN-Charta vor-
gesehenen Aktionen zu unterstützen. 

11. Heute sind Bestrebungen, eine auf Toler anz 
und Achtung des Völkerrechts basierende Welt zu 
schaffen, wichtiger als jemals zuvor. Die Menschen-
rechtsvereinbarungen bezüglich zwischen- und 
innerstaatlicher Konflikte müssen auf der ganzen 
Welt ratifiziert und ihre praktische Umsetzung auf 
nationaler Ebene durch wirkungsvolle Gesetze, 
Mechanismen und Programme sichergestellt wer-
den. Die Vertragsstaaten verpflichten sich nicht nur, 
die Vertragsbestimmungen umzusetzen, sondern 
auch dafür zu sorgen, daß sie von anderen respek-
tiert werden. Die Staaten müssen sich diesen Ver-
pflichtungen im eigenen Land und im Ausland 
stellen. 

12. Um die Einhaltung sicherzustellen, ist ein Sy-
stem mit strengeren Sanktionen erforderlich, was 
wiederum mit einer Inanspruchnahme der Justiz ver-
bunden ist. Die vorhandenen Rechtsmittel können 
und sollten national und international in größerem 
Umfang als bisher genutzt werden, um die Beach-
tung des internationalen Rechts zu gewährleisten. 
Gerichtsverfahren sind auch für die Bestrafung 
von Kriegsverbrechern erforderlich. Straffreiheit für 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit sind absolut inakzeptabel, und es 
darf keine Gelegenheit versäumt werden, die Täter 
zu ergreifen und zu bestrafen. Um dabei erfolgreich 
zu sein, ist es auch erforderlich, den Grundsatz der 
persönlichen Verantwortung für Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit unabhän-
gig von der Art  des Konfliktes zu wahren. Wir be-
stehen darauf, daß die Länder alle Möglichkeiten der 
vorhandenen nationalen Gesetze ausschöpfen und 
daß außerdem ein ständiges inte rnationales Tribunal 
eingerichtet wird, vor dem Personen, die solcher Ver-
brechen verdächtigt werden, angeklagt werden 
können. 

13. Rüstungskontrolle und Abrüstung müssen auf 
regionaler und weltweiter Ebene wieder mit Nach-
druck verfolgt werden und die totale Abschaffung 
von Kernwaffen unter wirkungsvoller internationaler 
Kontrolle zum Ziel haben. Die unbefristete Verlänge-
rung des Atomwaffensperrvertrages ist ein wich tiger 
Schritt, aber es ist dringend erforderlich, einen 
umfassenden Vertrag über das Verbot von Kernwaf-
fentests mit einer Nulloption bis 1996 und einen 
weiteren Vertrag über das Verbot der Herstellung 
von spaltfähigem Mate rial für Kernwaffen oder ande-
re nukleare Sprengkörper abzuschließen. Auf der 
Konferenz zur Überprüfung und Erweiterung des 
Atomwaffensperrvertrags 1995 haben sich die Atom-
mächte verpflichtet, Kernwaffentests auf ein Mi

-

nimum zu beschränken, bis ein umfassender Vertrag 
über das Verbot von Kernwaffentests geschlossen 
wird. Im Hinblick auf die vor kurzem durchgeführten 
bzw. angekündigten Kemwaffentests fordern wir die 
Einlösung dieser Zusage. Außerdem muß daran ge-
arbeitet werden, die atomwaffenfreien Zonen, die es 
bereits in einigen Gebieten gibt, weiter auszu-
dehnen. 

14. Die Rüstungskontrolle muß auch bei den kon-
ventionellen Waffen verstärkt werden. Unverhältnis-
mäßig große Waffenlager führen regional und inter-
national zu einer Destabilisierung von Frieden und 
Sicherheit und haben nega tive Auswirkungen auf 
die nationale Stabilität sowie die wirtschaft liche und 
soziale Entwicklung. Illegaler Waffenhandel hat 
besonders schädliche Folgen für die innere Stabilität 
eines Landes und die Einhaltung der Menschenrech-
te. Das bestehende Verzeichnis der Waffenlieferun-
gen muß daher genutzt und vollständig transparent 
gemacht werden, indem ein brauchbares Register für 
die gesamte Produktion, Lagerung und Lieferung 
von Waffen erstellt wird. 

15. Chemische und biologische Waffen sind beson-
ders unmenschlich. Wichtige Schritte zu ihrer Ver-
nichtung wurden durch die Beschlüsse der Konven-
tionen über biologische und chemische Waffen unter-
nommen, wobei die erstere noch einer Ergänzung 
durch Verifikationsmechanismen bedarf und die letz-
tere noch in Kraft treten muß. Die Beachtung und 
wirkungsvolle Umsetzung beider Konventionen ist 
erforderlich, damit solche Waffen nie wieder entwik-
kelt, gelagert oder verwendet werden können. Au-
ßerdem müssen vorhandene Bestände vernichtet 
werden. 

16. Nach Beendigung eines Krieges fordern Minen 
weiter ihre Opfer. Dies sind besonders heimtückische 
Waffen, die blindlings zuschlagen und meist die 
Zivilbevölkerung treffen. Jährlich werden zehntau-
sende von Menschen getötet und die Anzahl der 
grausamen Verstümmelungen ist um  ein Vielfaches 
höher. Landminen stellen ein großes Hindernis für 
die Entwicklung dar, denn viele Millionen Hektar 
landwirtschaftlich nutzbarer Fläche können nicht be-
baut werden. Der Einsatz von Minen darf heute nicht 
mehr einfach hingenommen werden. Durch das An-
sprechen dieses Problems konnten bereits Fortschritte 
erzielt werden, und es ist dringend erforderlich, ein 
absolutes Verbot von Landminen, deren Herstellung, 
• Verkauf und Verwendung zu erreichen. Außerdem 
müssen vorhandene Bestände vernichtet und geeig-
nete Techniken sowie weitreichende Programme für 
eine wirkungsvolle Minenräumung entwickelt und 
angemessen finanziert werden, insbesondere im Rah-
men von friedensschaffenden Maßnahmen. 

17. Internationaler Terrorismus und Kriminalität 
sind eine weitere ernstzunehmende Bedrohung für 
den Frieden und die Sicherheit in der Welt. Sie füh-
ren zu regionalen Spannungen, die die politische 
Stabilität gefährden und schwere Hindernisse für die 
Entwicklung darstellen. Die effektive Zusammen-
arbeit aller Länder ist dringend erforderlich, um die-
sen Phänomenen Einhalt zu gebieten. 
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18. Vorbeugen ist besser als Heilen. Es ist sehr viel 
besser, einen Konflikt zu vermeiden, als die Folgen 
nach Ausbrechen eines Konfliktes zu beheben. 
Außerdem ist der Preis, der gezahlt werden muß, 
nicht so hoch, sowohl menschlich als auch finanziell 
gesehen. Alle Regierungen müssen jedoch mit stark 
eingeschränkten Mitteln auskommen und sind nicht 
geneigt, weit vorauszublicken. Vorbeugende Maß-
nahmen erfordern politischen Mut, damit kurzfristi-
ge, rein nationale Interessen nicht in den Vorder-
grund gestellt werden und dazu führen, daß zu weni-
ge Maßnahmen viel zu spät durchgeführt werden. 

19. Bei der Konfliktvermeidung kann man zwar von 
internationalen und regionalen Konsultationen auf 
der Grundlage verbesserter und brauchbarer Früh-
warnsysteme und politischer Planung, Untersu-
chungskommissionen und manchmal auch von der 
Entsendung internationaler Streitkräfte zur Verhin-
derung eines Ausbruchs von Feindseligkeiten bei 
gleichzeitiger Führung von Verhandlungen profitie-
ren, aber dies ist zuallererst eine Frage der Be-
schäftigung mit den tieferliegenden Ursachen eines 
möglichen Konfliktes. Es ist traurig, daß diese oft in 
der anhaltenden Fremdbesatzung und einer jahrhun-
dertelangen Trennung von Volksgruppen bestehen, 
zu denen sich noch eine Reihe von Problemen wirt-
schaftlicher und sozialer Natur gesellen. Armut, Un-
terentwicklung bestimmter Volksgruppen, schwache 
oder nicht vorhandene Institutionen, Abhängigkeit 
und Instabilität sind wichtige Konfliktquellen und 
stellen daher den Hauptansatzpunkt für die Schaf-
fung von Frieden und Sicherheit dar. Die Lösung 
liegt in der Gewährleistung nachhaltiger menschli-
cher Entwicklung. 

Nachhaltige menschliche Entwicklung 

20. Die veraltete Vorstellung, daß Frieden und 
Sicherheit in die alleinige Verantwortung des Staates 
fallen bzw. nur den Staat be treffen, muß aufgegeben 
werden. Sicherheit ist vor allem eine Frage der Men-
schen; die Sicherheit des einzelnen ist genauso wich-
tig wie die na tionale Sicherheit. Der entscheidende 
Beweggrund für die Maßnahmen im kommenden 
Jahrhundert muß das Überleben und Wohlergehen 
der Menschen sein. Gleichermaßen kann eine Ent-
wicklung nur dann nachhaltig sein, wenn sie sich am 
Menschen orientiert. Sie muß auf die Erfüllung der 
menschlichen Bedürfnisse abgestimmt sein, und dies 
kann nur erreicht werden, wenn für die vollständige 
und ungehinderte Mitbestimmung der Menschen 
gesorgt wird. Dies erfordert wiederum demokra-
tische Strukturen, größere soziale und wi rtschaftliche 
Gerechtigkeit sowie Achtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten. 

21. Die Erzielung des nötigen wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritts ist dringend notwendig und 
möglich. Dies kann jedoch nur erreicht werden, 
wenn man bei der Planung die Tatsache berücksich-
tigt, daß die gegenseitigen Abhängigkeiten auf der 
Welt im kommenden Jahrhundert nicht abnehmen, 
sondern eher zunehmen werden. Die Erfüllung unse-
rer eigenen Bedürfnisse darf nicht auf Kosten künf- 

tiger Generationen erfolgen. Gegenseitige Abhän-
gigkeit der Länder bedeutet: Verbindungen zwi-
schen einigen der großen Probleme der Menschheit, 
z. B. Bevölkerungswachstum, Wanderungsbewegun-
gen, • unkontrollierte Urbanisierung, Krankheit und 
Armut, sowie gegenseitige Abhängigkeit zwischen 
Ländern, deren Entwicklung von einer Verschwen-
dung von Ressourcen und einer unkontrollierten Zu-
nahme der Müllmengen begleitet war, sowie von 
Ländern, die wegen ihrer knappen Mittel gezwun-
gen sind, Kompromisse bei ihrem Vermögen und der 
Umwelt einzugehen, aber nicht in der Lage sind, die 
Grundbedürfnisse im eigenen Land zu decken. 

22. Die von den Vereinten Nationen in den letzten 
Jahren veranstalteten Konferenzen und Weltgipfel 
und der Bericht des Generalsekretärs zur Agenda für 
Entwicklung haben in großem Maße zu einem besse-
ren Verständnis der anstehenden Probleme und der 
erforderlichen politischen Maßnahmen zur Förde-
rung einer nachhaltigen menschlichen Entwicklung 
beigetragen. Sie müssen jetzt durch die Einführung 
spezieller Programme und Maßnahmen in die Tat 
umgesetzt werden. 

23. Die immer weiter klaffende Lücke zwischen 
Reich und Arm muß dringend geschlossen werden, 
sowohl zwischen den Ländern als auch innerhalb der 
einzelnen Länder. In jeder praktischen S trategie für 
nachhaltige menschliche Entwicklung muß die Be-
friedigung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung 
höchste Priorität erhalten. Es ist entscheidend, die 
Strategien, Programme und Zeitpläne festzulegen, 
die zur Beseitigung extremer Armut und möglicher-
weise sogar jeder Form der Armut erforderlich sind. 
Dazu sind institutionelle Maßnahmen erforderlich, 
die sicherstellen, daß die Rechte der Annen ge-
schützt und vollständig durchgesetzt werden. Dies 
bedeutet auch die Erzielung wissenschaftlicher und 
technologischer Fortschritte mit Schwerpunkt auf der 
Verbesserung von Landwirtschaft und Lebensmittel-
herstellung, der Entwicklung geeigneter Techno-
logien für die Industrie, der Sicherung der Energie-
versorgung und des Gesundheitswesens sowie ein 
vernünftiger Umgang mit der Umwelt. 

24. Es war noch nie zuvor so klar, daß die Entwick-
lung eng mit dem Status der Frau verbunden ist. 
Männer und Frauen müssen in jeder Hinsicht die 
gleichen Rechte genießen. Es gibt Anzeichen für 
eine wachsende Konzentration der Armut auf 
Frauen; dies kann auf keinen Fa ll  hingenommen 
werden und ist ein Beweis dafür, daß eine Entwick-
lung nur durch die volle Mitwirkung der Frauen in 
allen Bereichen des sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Lebens erzielt und aufrechterhalten wer-
den kann. Frauen und Männer sind zwar unter-
schiedlich, aber trotzdem gleich, und die Probleme 
der Gesellschaft können nur durch ihre partner-
schaftliche Zusammenarbeit wirkungsvo ll  bekämpft 
werden. Die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
ist auch ein zentraler Punkt für die Gewährleistung 
einer gerechten Verteilung der Früchte des Wachs-
tums. Aus diesem Grund müssen Frauen- und Män-
ner im Mittelpunkt jeder S trategie für eine nachhal-
tige menschliche Entwicklung stehen. 
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25. Neben speziellen Programmen in den Berei-
chen Beschäftigung, Gesundheit und Bildung ist ein 
Wandel im Rollenverständnis erforderlich. Ohne be-
stimmte Kulturen zu untergraben oder einer nationa-
len Kultur fremde Werte aufzudrängen, muß dafür 
gesorgt werden, daß die Würde der Frau respektiert 
und ein stärker ausgewogenes Bild der Fähigkeiten 
von Männern und Frauen bezüglich der Mitwirkung 
bei der Erledigung privater oder öffentlicher Angele-
genheiten gezeichnet wird. Dies erfordert die Ande-
rung von Vorstellungen und Verhaltensmustern, die 
durch die Erziehung, die Medien und die Werbung 
vermittelt werden, um die Auffassung abzuschaffen, 
daß ein Geschlecht dem anderen überlegen ist. 

26. „Die Integration von Umwelt- und Entwick-
lungsfragen und deren stärkere Beachtung wird zur 
Sicherung der Grundbedürfnisse, einen höheren 
Lebensstandard für a lle, einem besseren Schutz und 
Management von Ökosystemen und einer sicheren 
und blühenden Zukunft führen." Heute ist dieses 
Zitat aus der Agenda 21 aktueller denn je. Es müssen 
verstärkte Anstrengungen unternommen werden, 
um Entwicklung und Umweltschutz sowie Gerech-
tigkeit und Effizienz miteinander in Einklang zu brin-
gen. Es ist dringend notwendig, daß die Bemühun-
gen um eine nachhaltige menschliche Entwicklung 
zu einer signifikanten Neugewichtung der Prioritä-
ten im Umgang mit den begrenzten Ressourcen der 
Welt und zur Entwicklung erneuerbarer Ressourcen 
führen. Dies ist in der Tat eine gewaltige Aufgabe, 
aber wir haben keine andere Wahl. Der Erfolg dieses 
Unterfangens ist die einzige Möglichkeit, die der 
Menschheit bleibt. 

27. Die Konventionen über Klimaveränderungen 
und Artenvielfalt sowie Agenda 21 müssen wir-
kungsvoll umgesetzt werden. Kein Land kann sich 
länger erlauben, untätig zu bleiben. Alle Länder 
müssen die Entwicklung vertretbarer Besiedelungs-
konzepte fördern und versuchen, das Konsumverhal-
ten zu verändern, um die verhängnisvollen Folgen 
für die Umwelt zu verringern. Integ rierte Konzepte 
sind für die Planung und das Management von Land 
sowie die Erschließung, das Management und die 
Nutzung von Süßwasserressourcen erforderlich. Es 
ist dringend notwendig, die Meere und Küstengebie-
te zu schützen, die Abholzung der Wälder und die 
Ausbreitung der Wüsten zu bekämpfen sowie für 
eine Reduzierung und effektive Handhabung von, 
Müll zu sorgen. Industrie und Umwelt müssen mit-
einander verquickt werden, und nicht zuletzt müssen 
den Entwicklungsländer ausreichende finanzielle 
Mittel zur Verfügung gestellt und der Zugang zu 
sicheren und umweltfreundlichen Technologien ge-
währt werden. 

28. Ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum wird, 
genau wie heute, auch im kommenden Jahrhundert 
die Triebfeder für weitere Entwicklungen sein. Dies 
erfordert ein entsprechend förderliches Umfeld, in 
dem Einzelinitiativen unterstützt und nicht im Keim 
erstickt werden, sowie offene Märkte für den Kauf 
und Verkauf von Produkten. Der Wettbewerb und 
die Liberalisierung der Märkte müssen stärker geför-
dert werden, wobei die Notwendigkeit, kleine und 
mittlere Unternehmen zu schützen, zu unterstützen 

und zu fördern nicht vergessen werden darf. Die Re-
gierungen müssen Vertrauen in die Marktwirtschaft 
haben, aber sie sollten sicherstellen, daß die Regeln 
des Gesetzes gelten und nicht das Gesetz des 
Dschungels. 

29. Gegenwärtig gibt es in allen Teilen der Welt 
Länder mit außerordentlich hoher Arbeitslosigkeit, 
die ein hohes Poten tial für sozialen und politischen 
Aufruhr birgt. Dafür gibt es jedoch keine einfache 
Lösung. Eine Produktionssteigerung führt nicht not-
wendigerweise zu einem Anstieg der Beschäftigten-
zahlen. Der Einsatz hochentwickelter Technologien 
führt häufig dazu, daß die Beschäftigtenzahlen hinter 
der Produktion zurückstehen. Und ein verstärkter 
Handel kann dazu führen, daß nicht mehr, sondern 
weniger Stellen geschaffen werden. Es ist dringend 
notwendig, daß die Länder ihre Wirtschafts- und 
Sozialpolitik kritisch überprüfen, um dafür zu sorgen, 
daß der Schaffung von Arbeitsplätzen eine hohe Prio-
rität eingeräumt wird und mehr getan wird, um die 
Zusammenhänge zwischen Investitionen, Beschäftig-
tenzahlen, Produktion und Handel zu verstehen. 

30. Der Abschluß der Verhandlungen der Uruguay-
Runde über multilaterale Handelsbeziehungen, die 
Gründung der Welthandelsorganisation und der vor 
kurzem erfolgte Abbau von Zollschranken sind wich-
tige und willkommene Ergebnisse. In vielen Ländern 
hat sich der Handel als der stärkste Motor des Wi rt

-schaftswachstums erwiesen, mit dem die Mittel zur 
Beseitigung der Armut erwirtschaftet werden kön-
nen. Daher wird es um so wich tiger, den Prozeß wei-
ter voranzutreiben, indem auch nichtgewerbliche 
Schranken wie freiwillige Exportbeschränkungen, 
Exportsubventionen, Inlandssteuern und ähnliche 
Handelsbeschränkungen sowie Gesundheits- und 
Hygienevorschriften überprüft werden. Diese Be-
schränkungen müssen transparenter werden, wobei 
das letztendliche Ziel in ihrer Abschaffung besteht. 

31. Egal wie fleißig sie auch arbeiten, werden stark 
verschuldete Entwicklungsländer jedoch nicht in der 
Lage sein, eine nachhaltige menschliche Entwick-
lung zu gewährleisten, solange sie ihre Schulden zu-
rückzahlen müssen. Es wurden bereits einige Fo rt

-schritte erzielt, aber die Lage ist immer noch kritisch 
und in einigen ärmeren Ländern verschärft sie sich 
sogar; dies gilt vor allem für afrikanische Länder, die 
von Dürre-, Hunger- und anderen Katastrophen 
heimgesucht worden sind. Eine dauerhafte und welt-
weite Lösung muß für das Schuldenproblem gefun-
den werden, insbesondere durch einen Schuldener-
laß, eine Umverteilung der Schulden, einen teilwei-
sen Schuldenerlaß, vor allem für die ärmeren Länder, 
sowie eine be trächtliche Senkung der Zinssätze. 

32. Die Entwicklungsländer werden noch viele Jah-
re lang auf eine verstärkte und berechenbare finan-
zielle Unterstützung durch den Norden und multila-
terale Institutionen angewiesen sein. Es ist dringend 
erforderlich, das Ziel zu verwirklichen, 0,7 Prozent 
des Bruttosozialproduktes als offizielle Entwick-
lungshilfe zu zahlen. Die Durchsetzung dieses Ziels 
ist entscheidend für die Linderung der schlimmsten 
Armut und für den Aufbau einer nachhaltigen Ent-
wicklung. Es ist lebenswichtig für die Weltwirtschaft 
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und sollte als internationale Verpflichtung verstan-
den werden. Eine solche Hilfe sollte durch den 
Transfer verfügbarer Mittel im p rivaten Sektor 
ergänzt werden. Dafür ist es jedoch notwendig, daß 
die Regierungen ein nationales Wirtschaftsklima 
schaffen, das direkten Auslandsinvestitionen förder-
lich ist. Außerdem muß eine „20-20"-Regelung ein-
geführt werden, nach der die Entwicklungsländer 
bzw. die Geberländer mindestens 20 Prozent ihres 
Budgets bzw. mindestens 20 Prozent der gezahlten 
Entwicklungshilfe für soziale Entwicklungsprojekte 
ausgeben müssen. 

Menschenrechte und Demokratie 

33. „Die Anerkennung der Würde und der gleichen 
und unveräußerlichen Rechte aller Menschen bildet 
die Grundlage für Freiheit, Gerechtigkeit und Frie-
den. Es ist von wesentlicher Bedeutung, daß die 
Menschenrechte durch das Gesetz geschützt wer-
den, damit der Mensch sich nicht als letzten Ausweg 
zur Auflehnung gegen Tyrannei und Unterdrückung 
gezwungen sieht. " Diese einleitenden Worte zur A ll

-gemeinen Erklärung der Menschenrechte sind heute 
noch genau so wahr wie vor fast fünfzig Jahren, als 
sie niedergeschrieben wurden. Alle Staaten müssen 
sich verstärkt dafür einsetzen, daß die Beachtung der 
gesamten Skala der Bürgerrechte und politischen 
Rechte sowie der wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Rechte garantiert ist. 

34. Der demokratische Gedanke muß wieder stär-
ker betont werden. Jedes Land muß zwar sein eige-
nes und mit seiner Geschichte, seiner Kultur oder 
den besonderen Umständen vereinbares Modell ent-
wickeln, aber es ist trotzdem wahr, daß Demokratie 
eine politische Philosophie bzw. eine Regierungsform 
ist, in der die Bürger ihr Recht ausüben, durch Ver-
treter, die von ihnen gewählt und ihnen direkt ver-
antwortlich sind, politische Entscheidungen zu tref-
fen. Der Bericht des Generalsekretärs über Maßnah-
men zur Förderung und Stärkung neuer oder wieder-
hergestellter Demokratien steht im Mittelpunkt einer 
Agenda für Demokratie, auf der aufgebaut werden 
muß und für deren umfassende Unterstützung sich 
die IPU einsetzt. 

35. Demokratie erlangt nur dann ihre wirkliche 
Bedeutung, wenn Frauen sich auf der Basis von 
Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau in 
rechtlicher und praktischer Hinsicht an den Entschei-
dungsprozessen beteiligen. Es ist absolut inakzepta-
bel, daß es auf der Welt immer noch Länder gibt, in 
denen Frauen das Grundrecht auf Mitbestimmung 
im politischen Leben des Landes verweigert wird. 
Alle Länder werden dringend aufgefordert, den von 
der IPU 1994 verabschiedeten Aktionsplan zur Besei-
tigung des gegenwärtigen Ungleichgewichts bei der 
Beteiligung von Männern und Frauen am politischen 
Leben als einen ersten Schritt in die Tat umzusetzen, 
damit die Gleichstellung und gleichberech tigte Part

-nerschaft von Mann und Frau überall verwirklicht 
wird. 

36. Demokratie bedeutet auch, daß alle Elemente 
der Gesellschaft die Möglichkeit haben müssen, das  

politische Geschehen mitzubestimmen: d. h. alle poli-
tischen Strömungen, Geschlechter, Rassen, ethnische 
Gruppen und Minderheiten sowie Urbewohner. In 
der Tat ist die Autorität der demokratischen Institu-
tionen, angefangen beim Parlament selbst, von der 
Fähigkeit abhängig, die große Vielfalt des L andes 
und der Bevölkerung und die unterschiedlichen 
bestehenden Ansichten ge treu zu spiegeln. 

37. In jedem Land kann die Macht der Regierung 
nur vom Willen des Volkes ausgehen, der in freien 
und gerechten Wahlen festgestellt wird, die in regel-
mäßigen Abständen stattfinden und bei denen ein 
allgemeines, gleiches und geheimes Wahlrecht gilt. 
Deshalb ist es notwendig, die Arbeit für die Umset-
zung der Erklärung zu den Kriterien für freie und 
gerechte Wahlen, die von der IPU 1994 in Paris ver-
abschiedet wurde, auf allen Ebenen mit dem Ziel 
fortzusetzen, daß die Generalversammlung der Ver-
einten Nationen prüft, ob diese Kriterien als weltwei-
ter Standard eingeführt werden sollen. 

38. Transparenz und Offenheit sind für eine gut 
funktionierende Demokratie ebenfalls von wesent-
licher Bedeutung. Die Freiheit der Medien ist ein 
wichtiger Bestandteil der demokratischen Gesell-
schaft, obwohl gerechtfertigte Bedenken hinsichtlich 
der Folgen bestimmter Auswüchse in der modernen 
Berichterstattung bestehen. Das unbeständige und 
schnelle Objektiv der Fernsehkamera lenkt die Auf-
merksamkeit in der einen Minute auf ein bestimmtes 
Thema, und macht es in der nächsten schon wieder 
vergessen. Diese Art der Berichterstattung kommt 
der reinen Unterhaltung gefährlich nahe. Es besteht 
das Risiko, daß die Menschen mit der Zeit nicht mehr 
in der Lage sind, zu differenzieren. Daher haben füh-
rende Politiker in den Regierungen und Parlamenten 
aller Länder mehr als je zuvor die Pflicht, den Weg zu 
weisen, indem sie Prioritäten für den bevorstehenden 
Weg aufzeigen und selbst eine politische Agenda 
erstellen. 

39. In einer demokratischen Gesellschaft wird Tole-
ranz praktiziert. Die häßlichen Szenen, die sich in 
den letzten Jahren bei Angriffen auf rassische, ethni-
sche und religiöse Gruppen und Minderheiten abge-
spielt haben, wecken in uns die Erinnerung an eine 
dunkle Seite der Geschichte der Menschheit. Wir 
müssen Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Intole-
ranz endgültig hinter uns lassen. Sie waren niemals 
akzeptabel und haben in der Welt von morgen mit 
ihren rasch zunehmenden gegenseitigen Abhän-
gigkeiten noch viel weniger Platz. Am Vorabend 
des nächsten Jahrhunderts müssen die Menschen 
endlich lernen, Toleranz zu praktizieren und vor 
allem Intoleranz nicht für politische Ziele zu mißbrau-
chen. 

40. Um feste Wurzeln schlagen und blühen zu kön-
nen, benötigt Demokratie nicht nur gut funktionie-
rende und repräsentative Institutionen, sondern auch 
eine demokratische Kultur. Auf allen Gesellschafts-
ebenen ist ein Bewußtsein und ein Engagement für 
Mitbestimmung und den Dialog von wesentlicher 
Bedeutung. Deshalb muß ein Schwerpunkt auf Bil-
dungsprogramme für die Bürger gelegt werden. 
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Strukturen fur internationale Zusammenarbeit 

41. Vor mehr als einem Jahrhundert hat die Inter-
parlamentarische Union innerhalb ihrer heute be-
kannten institutionalisierten Form die Grundlagen 
für eine multilaterale Zusammenarbeit geschaffen. In 
der Tat hat sie durch ihre Gründung das erste dauer-
hafte Forum für multilaterale Verhandlungen ins 
Leben gerufen und sich nachhaltig für die Schaffung 
ähnlicher Institutionen auf zwischenstaatlicher Ebe-
ne eingesetzt. Diese Forderungen fanden Gehör, 
zuerst durch die Bildung des Völkerbundes und 
anschließend durch die Gründung der Vereinten 
Nationen. 

42. Auf dem Weg der Menschheit in ein neues Jahr-
hundert kommt es bedauerlicherweise zu einem 
offensichtlich nachlassenden Interesse der Länder an 

 multilateraler Zusammenarbeit. Es gibt in der Tat 
beunruhigende Anzeichen für eine gewisse Trägheit 
und sogar Gleichgültigkeit im Hinblick auf inter-
nationale Zusammenarbeit. Eine ständig wachsende 
Anzahl von Ländern richtet ihre Aufmerksamkeit 
verstärkt auf die Bef riedigung kurzfristiger nationa-
ler Bedürfnisse und vernachlässigt die Erreichung 
mittel- und langfristiger Ziele im In- und Ausland. 
Für die internationale Zusammenarbeit werden we-
niger Mittel zur Verfügung gestellt, was entweder 
auf mangelnde Unterstützung seitens der Bevölke-
rung oder auf wirtschaftliche Probleme zurückzu-
führen ist. 

43. Nun ist es an der Zeit, der multilateralen Zu-
sammenarbeit neuen Schwung zu geben. In aller 
Deutlichkeit und Stärke muß betont werden, daß es 
keine Alternative zur multilateralen Zusammenarbeit 
gibt bzw. jemals geben wird. Kein Land, weder heute 
noch morgen, verfügt über die erforderlichen Res-
sourcen und die nötige politische Unterstützung, um 
alleine zu agieren, wenn Situationen außer Kontrolle 
geraten und die gesamte Menschheit bedrohen. Die 
Zusammenarbeit mit anderen Ländern zur Bewälti-
gung der Herausforderungen für Frieden und Sicher-
heit, nachhaltige menschliche Entwicklung und 
Achtung der Menschenrechte und Demokratie ist 
keine Frage von Wohltätigkeit. Multilaterale Zusam-
menarbeit liegt im ureigenen Interesse der Länder. 

44. Alle Länder und politischen Führer werden da-
her dringend aufgefordert, sich erneut und verstärkt 
für die internationale Zusammenarbeit zu en-
gagieren. Sie müssen den größtmöglichen und 
effektivsten Nutzen aus den multilateralen Struktu-
ren ziehen, die sich über die Jahre entwickelt haben. 
Dabei sollten sie das Subsidiaritätsprinzip stärker 
nutzen als bisher. Regionale Organisationen sollten 
ausgiebiger in Anspruch genommen werden als in 
Abschnitt VIII der UN-Charta vorgesehen, um rein 
lokale, sub-regionale und regionale Fragen zu be-
handeln. Gleichzeitig müssen die verschiedenartigen 
Fähigkeiten und Interessen der an  regionalen Orga-
nisationen beteiligten Parteien anerkannt werden, 
um allen Forderungen gerecht zu werden, wobei 
man  immer wieder auf das System der Vereinten Na-
tionen zurückgreifen sollte, genau wie bei Fragen 
von internationalem Interesse, die über den regiona-
len Kontext hinausgehen. Die Länder sollten weniger  

zögerlich bei der Übertragung von Aufgaben an die 
Vereinten Nationen bezüglich der Umsetzung von 
Strategien sein und auf jeden Fall die Handlungs-
fähigkeit der Vereinten Nationen für norma tive Maß-
nahmen stärken, weil sie dazu besonders befähigt 
sind. 

45. Die Interparlamentarische Union unterstreicht 
außerdem ihr Vertrauen in die Vereinten Nationen 
und deren Schwesterorganisationen. Die Gegner der 
Vereintén Nationen sollten vorsichtig sein und die 
UN nicht für Dinge zu kritisieren, für die sie niemals 
vorgesehen oder befähigt war. Die Vereinten Natio-
nen sind keine Weltregierung. Sie sind eine interna-
tionale Organisa tion, die von Regierungen gegrün-
det wurde und kontrolliert wird. Die Staaten beauf-
tragen die Weltorganisation mit spezifischen Manda-
ten. Sie sind diejenigen, die die erforderlichen Mittel 
und Unterstützung bereitstellen oder nicht, die zur 
Durchführung der Aufgaben erforderlich sind. Die 
Erfolge, aber auch die Fehlschläge der Vereinten 
Nationen fallen daher auf die Mitgliedstaaten zu-
rück. 

46. Natürlich gibt es Raum für Verbesserungen. 
Wie jede andere Organisa tion müssen auch die Ver-
einten Nationen ihre Strukturen und Arbeitsmetho-
den anpassen und ihre Prioritäten neu setzen, um 
den Anforderungen der Welt von morgen gerecht zu 
werden. Ein Versagen der Vereinten Nationen ist 
jedoch weniger die Folge von unangemessenen 
Strukturen, sondern vielmehr der fehlende ausdrück-
liche Wille der Länder, diese ausgiebig zu nutzen. 
Die Länder müssen sich in der Tat entscheiden, wel-
che Rolle und Funktion sie den Vereinten Nationen 
zugestehen wollen und welchen Beitrag sie leisten 
wollen, damit sie ihre Aufgaben wahrnehmen kann. 

47. Bei der Planung von Reformen ist die Stärkung 
der wichtigsten Organe der UN von entscheidender 
Bedeutung, damit diese ihre Funktionen effektiver 
ausüben können. Die Generalversammlung der Ver-
einten Nationen braucht frischen Wind und der 
Sicherheitsrat benötigt eine Reform, damit er reprä-
sentativer und demokratischer wird und gleichzei tig 
seine Autorität und Effektivität bewah rt. Die Anzahl 
der Mitglieder sollte erhöht werden. Es sollten 
Mechanismen entwickelt werden, um die Arbeit des 
Rates transparenter zu gestalten. 

48. Die Liquidität der Vereinten Nationen muß 
sichergestellt werden. Es ist absolut inakzeptabel, 
daß die Organisa tion nicht über die Mittel verfügen 
kann, die ihr von den Mitgliedstaaten zugestanden 
wurden und zu deren Zahlung sie verpflichtet sind. 
Strengere Maßnahmen müssen eingeführt werden, 
um nicht oder verspätet erfolgte Zahlungen zu 
sanktionieren und die pünktliche Überweisung der 
festgelegten Beiträge zu vereinfachen. Außerdem 
muß für mehr Haushaltsdisziplin gesorgt werden. 
Eine Rechtfertigung der Haushaltsausgaben sollte 
per se und nicht nur für Erhöhungen im Vergleich 
zu den Vorjahresbudgets erfolgen. Auch bei der 
Überprüfung ihres Budgets und Ausgaben sollten 
die Länder konsequenter vorgehen. Darüber hinaus 
müssen die Kosten für die UN zwischen allen Mit- 
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gliedstaaten gerechter und einheitlicher verteilt 
werden. 

49. Obwohl Mittelkürzungen innerhalb der Organi-
sation nicht nur zur Erzielung von Einsparungen vor-
genommen werden sollten, können bedeutende 
Summen dadurch gespart werden, daß ein entschlos-
sener und systemweiter Versuch unternommen wird, 
Überhangmandate abzuschaffen, Programme und 
Aktionen zu straffen und kostengünstiger zu gestal-
ten. Die UN, ihre Sonderorganisationen und Spezial-
organe müssen sich dieser Aufgabe dringend wid-
men und sollten sicherstellen, daß bei diesem Prozeß 
in beträchtlichem Umfang unparteiische Beurteilun-
gen berücksichtigt werden. 

50. Natürlich ist es schwierig, Prioritäten für eine 
Weltorganisation zu setzen, die nicht nur die Erwar-
tung einiger weniger, sondern aller Mitglieder erfül-
len soll. Allerdings können die Vereinten Nationen 
nicht jedem gerecht werden. Die UN muß ihre Res-
sourcen dort  konzentrieren, wo die Erfolgsaussichten 
am größten sind. 

51. Die Vereinten Nationen sollten regionale Insti-
tutionen und Organisationen ermutigen, eine größe-
re Rolle bei der Lösung regionaler und lokaler Pro-
bleme und Konflikte sowie bei der Wahrung von 
Frieden und Sicherheit auf regionaler Ebene zu über-
nehmen. Zu diesem Zweck müssen regionale Institu-
tionen und Organisationen gestärkt werden, um die 
größere Verantwortung in diesem Bereich gemäß 
Abschnitt VIII der UN-Charta übernehmen zu 
können. 

52. Es ist sehr wahrscheinlich, daß auch in den 
kommenden Jahren ein hoher Bedarf an Friedens-
missionen bestehen wird. Bei der Durchführung die-
ser Missionen müssen die Vereinten Nationen klare 
Mandate mit rea listischen Zielen erhalten. Es gilt 
einen Frieden zu bewahren und ein grundlegendes 
Verständnis zwischen den Parteien bezüglich der 
Rolle der Vereinten Nationen zu schaffen. Die Orga-
nisation muß außerdem rechtzeitig mit angemesse-
nen Mitteln ausgestattet werden. Wenn solche Ein-
sätze zusammen mit humanitären Maßnahmen 
durchgeführt werden, muß die militärische Aktion ih-
re eigene Dynamik sowie ge trennte Ziele und Aufga-
ben erhalten, um die Unabhängigkeit, Neutralität 
und Unparteilichkeit der humanitären Maßnahme zu 
bewahren. Die Vereinten Nationen benötigen zur 
Bewältigung dieser Aufgaben bessere Ressourcen. 
Außerdem muß die UN ihre Helfer und Mitarbeiter 
selbst ausbilden, um die rechtzeitige und wirkungs-
volle Entsendung von UN-Personal zu erleichtern. 

53. Künftige UN-Friedensmissionen werden sicher 
auch weiterhin recht komplex sein und sofortige 
humanitäre Hilfe sowie Unterstützung bei der Schaf-
fung von repräsentativen Institutionen und Struktu-
ren für eine effektive Kontrolle erfordern. Tatsächlich 
erfordern alle Einsätze eine starke Orientierung an 
den Menschenrechten. Diese Missionen müssen 
durch mittel- und langfristige friedensbildende Maß-
nahmen ergänzt werden, um für eine nachhaltige 
menschliche Entwicklung, einschließlich der wirt-
schaftlichen, sozialen, humanitären und institutionel-
len Aspekte sowie Wahlrechtsfragen zu sorgen, und  

auf diese Weise eine Kultur des Friedens zu schaffen. 
Dabei muß das Sekretariat der Vereinten Nationen 
sich voll und ganz auf die verschiedenen Zweige des 
UN-Systems verlassen können. 

54. Die Vereinten Nationen müssen ihre Rolle bei 
der Entwicklung eines Konzeptes für wirtschaftliche 
und soziale Entwicklungszusammenarbeit überneh-
men, die nicht auf Protektionismus, sondern offenen 
Weltmärkten, nicht auf milden Gaben, sondern auf 
einer gerechten Chancenverteilung und nicht auf 
Druck, sondern auf einem offenen politischen Dialog 
zwischen souveränen Staaten basiert. Das gegenwär-
tige System der Vereinten Nationen mit seinen Spe-
zialorganen bedarf in diesem Bereich genau wie die 
Bretton-Woods-Institutionen der Verbesserung, Re-
form, Kontinuität und Annäherung. In diesem Be-
reich besteht ein großer Bedarf nach einer umfassen-
den Überprüfung der gegenwärtigen multilateralen 
Vorgehensweisen und einer Einigung auf die Berei-
che, die im Rahmen eines Weltwirtschaftssystems mit 
seinen gegenseitigen Abhängigkeiten reformiert und 
verbessert werden müssen. 

55. Einer der Schwerpunkte der Vereinten Natio-
nen muß dabei auf der Abschaffung von Überschnei-
dungen und der Vermeidung von Doppelarbeit lie-
gen. Die Länder tragen eine besondere Verantwor-
tung bei der Gewährleistung, daß die überholte Prak-
tik, auf die Schaffung neuer Büros und Strukturen zu 
drängen, nicht weitergeführt wird. Ein weiterer 
Schwerpunkt ist die Sicherstellung der Koordination. 
Dabei können die Ergebnisse der in der letzten Zeit 
von den Vereinten Nationen veranstalteten interna-
tionalen Konferenzen als Grundlage dienen. Der 
Wirtschafts- und Sozialrat hat bereits willkommene 
Schritte unternommen, um dies durchzusetzen und 
für eine systemweite Koordination und die Vermei-
dung von Überschneidungen zu sorgen. Diese Bemü-
hungen könnten durch einen auf der Grundlage die-
ser Konferenzen beschlossenen, gemeinsamen Ak-
tionsplan erheblich gefördert und erleichtert werden. 
Der Erfolg dieser Koordinationsbemühungen auf 
internationaler Ebene hängt in großem Maße von 
entsprechenden Maßnahmen auf nationaler Ebene 
ab, die von den einzelnen Regierungen zur Koordina-
tion ihrer nationalen Politik mit den Vereinten Natio-
nen durchgeführt werden.  

56. Die Vereinten Nationen müssen ihre Aktivitäten 
verstärken und Prioritäten im Bereich der Menschen-
rechte zu setzen. Die Gründung des Büros des 
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte ist ein willkommener Schritt, genau wie 
die Initiativen zur Reformierung und Verbesserung 
der Leistungen des Zentrums für Menschenrechte als 
Teil des Büros des Hohen Kommissars. Dies wird 
erwartungsgemäß zu einer besser integrierten und 
koordinierten Behandlung von Menschenrechtsfra-
gen innerhalb des gesamten Systems der Vereinten 
Nationen führen. Die Vereinten Nationen sollten ins-
besondere in diesem Bereich bessere Beziehungen 
zu ihren nichtstaatlichen Partnern aufbauen und 
diese verstärkt nutzen. 

57. Das primäre Ziel des Reformprozesses ist die 
Sicherung von sozialer und wi rtschaftlicher Gerech- 
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tigkeit, Fairness, Gleichbehandlung und Transparenz 
unter multilateraler Kontrolle und die Anwendung 
demokratischer Grundsätze bei Entscheidungspro-
zessen sowie das Erreichen des gesteckten Ziels 
bezüglich der Gleichstellung von Mann und Frau 
auch beim UN-Personal. Damit sie effizient, effektiv 
und transparent arbeiten können, müssen den Insti-
tutionen die erforderlichen Vollmachten und Befug-
nisse erteilt und vereinbarte Systeme zur Beilegung 
von Streitigkeiten an die Hand gegeben werden. 
Multilaterale Institutionen müssen nicht notwendi-
gerweise UN-Organisationen sein. Multilaterale Be-
ziehungen können innerhalb und außerhalb des UN

-

Systems gedeihen. 

Die Rolle der Parlamente 

58. Das Parlament ist eine Ins titution mit Schlüssel-
funktion für die Organisation und Funktion eines 
Staates. Seine wichtigste Aufgabe ist die Vertretung 
des Volkswillens auf Staatsebene, indem es Gesetze 
einbringt und die Regierungsarbeit kontrolliert. Die 
Parlamente werden oft angerufen, um Entscheidun-
gen im Hinblick auf die Arbeit der Vereinten Natio-
nen zu fällen, z. B. durch die Ratifizierung eines Ab-
kommens oder Vertrages der Vereinten Nationen 
oder die Genehmigung von Krediten für die Beitrags-
zahlungen der Länder an die Weltorganisation. 

59. Im Rahmen seiner normalen Tätigkeit wird das 
Parlament jedoch immer häufiger ersucht, sich mit 
komplexen internationalen Themen zu beschäftigen. 
In der Tat sind die Probleme, über die heutzutage in 
den Parlamenten debattiert wird, genau wie die er-
forderlichen Lösungen immer häufiger übernationa-
ler Natur, und es ist schwer, unter den Themen, mit 
denen sich Parlamente täglich beschäftigen, eines zu 
finden, das nicht durch Ereignisse jenseits der L an

-desgrenzen beeinflußt wird oder Gegenstand inter-
nationaler Verhandlungen ist. Es ist für die na-
tionalen Parlamente daher von größtem Interesse, 
stärker an der Arbeit auf internationaler Ebene betei

-

ligt zu werden, vor allem an der Arbeit der Vereinten 
Nationen. 

60. Die Stärkung der Beziehungen zu den natio-
nalen Parlamenten kann für die Vereinten Nationen 
nur von Vorteil sein. Für den Erfolg von Aktionen der 
Vereinten Nationen ist unabhängig vom Betäti-
gungsfeld die Unterstützung der Menschen auf der 
ganzen Welt erforderlich. Die Parlamente, die sich  

aus Männern und Frauen zusammensetzen, die von 
der Mehrheit der Bürger gewählt werden, und direk-
ten Kontakt zur Bevölkerung und Verbindungen zu 
ihren Wahlkreisen haben, sind außerdem die Institu-
tionen, deren natürliche und rechtmäßige Aufgabe 
darin besteht, die gemeinsamen Interessen der ver-
schiedenen Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft 
zu repräsentieren. Dies sollte man  sich zu einer Zeit 
ins Gedächtnis rufen, in der glücklicherweise An-
strengungen unternommen werden, um sicherzustel-
len, daß den Wünschen der Bürger bei zwischen-
staatlichen Maßnahmen größere Aufmerksamkeit 
geschenkt wird. Maßnahmen der Parlamente und ih-
rer Mitglieder sind nicht nur kritisch für die Umset-
zung nationaler Entscheidungen, die von den Län-
dern auf internationaler Ebene vereinbart wurden. 
Sie sind auch erforderlich, um der Öffentlichkeit die 
betreffenden Themen nahezubringen und zu erläu-
tern und dadurch einen Rückhalt für interna tionale 
Maßnahmen in der Bevölkerung zu erwirken. 

61. Die Förderung einer engeren Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinten Nationen und den nationa-
len Parlamenten dürfte die normale Arbeit der Parla-
mente und der Vereinten Nationen erwartungs-
gemäß erheblich erleichtern. Die IPU setzt sich als 
Weltorganisation der Parlamente für eine Verstär-
kung dieser Zusammenarbeit ein. Durch die Arbeit 
innerhalb der IPU können die Vereinten Nationen in 
all ihren Betätigungsfeldern eine verstärkte politi-
sche Unterstützung erfahren und gewinnen prakti-
schen Rückhalt in den Bereichen Demokratie, Kon-
trolle und Menschenrechte, z. B. bei den friedenssi-
chernden und friedensbildenden UN-Missionen. 

62. Aus diesem Grund ist es erforderlich, daß zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Interparla-
mentarischen Union eine formelle Vereinbarung ge-
schlossen wird, in der ein angemessener Rahmen für 
eine Zusammenarbeit der beiden Organisationen 
festgelegt wird, und die es der IPU ermöglicht, in vol-
lem Umfang an der politischen Arbeit der Vereinten 
Nationen teilzunehmen. Außerdem wäre dies für die 
UN und ihre Mitgliedstaaten eine Möglichkeit, die 
Beziehungen zu der Weltorganisation der Parla-
mente neu zu definieren, so daß diese auf internatio-
naler Ebene die Beziehung spiegelt, die auf natio-
naler Ebene zwischen Regierung und Parlament 
besteht; ein angemessener Schritt, zu einer Zeit, wo 
Demokratie und sorgfältiger Kontrolle hohe Priorität 
eingeräumt wird. 
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Anhang 2 

Skizze für eine Schlußerklärung anläßlich der Sondersitzung des Interparlamentarischen Rates der IPU vom 
30. August bis 1. September 1995 in New York 

Parlamentarische Vision der internationalen Zusammenarbeit bis ins 21. Jahrhundert 

I. Agenda für Demokratie, 
Frieden und nachhaltige Entwicklung 

Ausgangslage 

- Neue Herausforderungen in einem veränderten 
politischen Umfeld nach dem Ende des Ost-West-
Konfliktes und den damit verbundenen Umwäl-
zungen in Mittel- und Osteuropa sowie der ehema-
ligen Sowjetunion 

- Ende kommunistischer Diktaturen für mehr als 
300 Millionen Menschen 

- Friedensprozeß im Nahen Osten 

- Demokratisierungsfortschritte, vor allem in der 
Südhälfte Afrikas 

- Weltweit feststellbare Zunahme von (regional be-
grenzten) Kriegen, Bürgerkriegen, kriegerischen 
Auseinandersetzungen und militärischen Konflik-
ten 

- Weltweit wachsendes Konfliktpotential aufgrund 
der Verschlechterung der wi rtschaftlichen, sozia-
len, humanitären und ökologischen Rahmenbedin-
gungen sowie aufgrund neu entstehender ethni-
scher und religiöser Auseinandersetzungen 

- Weitere Trends: a) Ökonomisierung der internatio-
nalen Politik/b) Globalisierung/Integra tion vs. 
Fragmentierung und Partikularismus 

- Unterentwicklung, Armut, Bevölkerungswachs-
tum, Analphabetentum, Umweltzerstörung, soziale 
Ungerechtigkeit und Migra tion als Hauptproblem-
felder und mögliche Konfliktursachen 

- Wachsende Ansprüche durch die internationalen 
Krisen und Konflikte an die Internationalen Orga-
nisationen einerseits; Kapazitäten der Problemver-
arbeitung und Lösung reichen nicht aus (Beispiel: 
Peace-Keeping-Department bei der UNO) 

Demokratie 

- Wechselbeziehung zwischen Weltfrieden, interna-
tionaler Sicherheit, wirtschaftlichem Fortschritt, 
Umwelt, sozialer Gerechtigkeit, Entwicklung, gu-
ter Staatsführung und Demokratie 

- Demokratie als Grundlage für politische, wirt-
schaftliche und soziale Stabilität sowie die Zuver-
lässigkeit und Integrität der staatlichen Institutio-
nen 

- Bedeutung von Demokratie, Parlamentarismus, 
Pluralismus und Rechtsstaatlichkeit 

- Parlamentarisches Regierungssystem, Parteien-
vielfalt, gesellschaftlicher Pluralismus, Abhaltung 
freier Wahlen, Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, Gewaltenteilung und unabhängi-
ge Gerichtsbarkeit als Grundelemente demokrati-
scher Verfassungen 

- Freie und faire Wahlen, aktives und passives 
Wahlrecht, politische Parteien, parlamentarische 
Kontrolle, parlamentarische Minderheitenrechte, 
Transparenz der Entscheidungsprozesse, Partizipa-
tion an politischen Entscheidungen sowie Mei-
nungs- und Pressefreiheit als Merkmale parlamen-
tarisch-demokratischer Regierungssysteme 

- Bedeutung von NGO's und sozialen Bewegungen 

- Hilfe beim Aufbau demokratischer und sozialer In-
stitutionen 

- Bedeutung der öffentlichen Meinung und einer po-
litischen Streitkultur in der Demokratie 

- Förderung demokratischer und pluralistischer 
Systeme mit repräsentativen Regierungsformen 
sowie Unterstützung demokratischer Prozesse und 
Institutionen (z. B. durch Wahlbeobachtung) 

- Notwendigkeit einer Stärkung der präventiven 
parlamentarischen Diploma tie sowie kooperativer 
Verhandlungsstrategien 

- Kooperation und gemeinsames Handeln als 
Grundlage politischer Zusammenarbeit und zwi-
schenstaatlicher Beziehungen 

Frieden 

- Hinweis auf die in der Charta der Vereinten Natio-
nen festgelegte Zielsetzung, den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit zu wahren 

- Hinweis auf die Bedeutung der „Agenda für den 
Frieden" des Generalsekretärs der Vereinten Na-
tionen 

- Notwendigkeit des Ausbaus der Vereinten Natio-
nen zu einem wirksamen Instrument einer umfas-
senden Weltfriedenspolitik zur Sicherung einer 
neuen internationalen Ordnung des Rechts, der 
Demokratie und der nachhaltigen Entwicklung 

- Zusammenarbeit der Vereinten Nationen mit an-
deren internationalen Organisationen (z. B. OSZE 
und NATO) im Sinne des Konzepts sich gegensei-
tig verstärkender Institutionen 

- Bedeutung von Integra tion sowie gegenseitiger 
Abhängigkeit durch Verflechtung sind Schlüssel 
für den Frieden 

 



Drucksache 13/2334 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

- Friedensfördernde Bedeutung regionaler Koope-
ration und Integrationsräume (ASEAN, APEC, 
NAFTA, Mercosur, OAU u. a.  m.)  

- Notwendigkeit einer Bekämpfung der Konfliktur-
sachen wie soziale Ungerechtigkeit, wirtschaft-
liche Not, politische Unterdrückung, Mißachtung 
von Menschen- und Minderheitenrechten sowie 
ethnische Konflikte 

- Notwendigkeit, den Herausforderungen durch den 
grundlegenden Wandel des politischen Umfelds 
durch politische und nicht durch militärische Maß-
nahmen zu begegnen 

- Bedeutung von vertrauensbildenden Maßnahmen, 
Abrüstung und Rüstungskontrolle 

- Bedeutung von vorbeugender Diploma tie, Früh-
warnung und Konfliktprävention für die Sicherung 
des Weltfriedens 

- Konflikt- und Krisenbewältigung, Friedensschaf-
fung, Friedenserhaltung und Friedenskonsolidie-
rung als neue zentrale Aufgaben für die internatio-
nale Staatengemeinschaft 

- Aufbau bzw. Erneuerung politischer, rechtlicher 
und sozialer Institutionen im Rahmen der Frie-
denskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit 

- Weiterentwicklung des Instrumentariums der in-
ternationalen Organisationen zur Friedenssiche-
rung sowie Verbesserung der Handlungsmöglich-
keiten der Vereinten Nationen 

- Schaffung einer kooperativen Sicherheitsordnung, 
Förderung der Friedenserziehung und Entwick-
lung einer Kultur des Friedens 

Nachhaltige Entwicklung 

- Hinweis auf die Berichte des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen über eine Agenda für Ent-
wicklung 

- Umwelt- und sozialverträgliche wi rtschaftliche 
Entwicklung 

- Stärkung der WTO zur Förderung weltweit gülti-
ger Sozial- und Umweltstandards 

- Mangel an  Entwicklung, der u. a. in Armut, sozia-
ler Ungerechtigkeit, politischer Unterdrückung 
und wirtschaftlicher Not zum Ausdruck kommt, als 
Ursache von Konflikten 

- Ausrichtung der Politik im Sinne einer nachhalti-
gen Entwicklung an den Bedürfnissen der Men-
schen 

- Verbesserung der Lebensbedingungen und der 
Lebensqualität der Menschen 

- Förderung von Frauen mit dem Ziel ihrer gleichbe-
rechtigten Teilhabe am politischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Leben 

- Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung sowie 
der Bemühungen zur Steigerung der wirtschaft-
lichen Effizienz durch Privatisierung 

- Ausbau der internationalen wirtschaft lichen Zu-
sammenarbeit, Einbindung der Entwicklungslän-
der in die Weltwirtschaft sowie Abbau bestehender 

Handelsschranken und Erleichterung des Zugangs 
der Entwicklungsländer zu den Weltmärkten 

- Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen 
Rahmenbedingungen durch die Schaffung sozialer 
Sicherungssysteme, den Auf- bzw. Ausbau von 
Gesundheits- und Bildungswesen, die Verbesse-
rung von Ausbildungs- und Beschäftigungsmög-
lichkeiten sowie die Besei tigung der Wohnungsnot 

- Durchführung von Wirtschafts- und Sozialpro-
grammen zur Beseitigung der Armut sowie zur 
Sicherung eines ausreichenden Lebensunterhaltes 
und zur Erreichung einer gerechteren Einkom-
mensverteilung 

- Entwicklung neuer Konzepte in der Umwelt- und 
Energiepolitik sowie Verbesserung der internationa-
len Zusammenarbeit beim globalen Umweltschutz 

- Stärkung der internationalen Entwicklungszusam-
menarbeit sowie Ausweitung der bi- und multilate-
ralen Programme der technischen und finanziellen 
Zusammenarbeit 

- Beitrag der internationalen Finanzsituationen zur 
Förderung einer nachhaltigen Entwicklung sowie 
zur Überwindung der Schuldenkrise in den Ent-
wicklungsländern 

- Unterstützung von Demokratisierungsprozessen 
als Voraussetzung für nachhaltige Entwicklung 
und politische Stabilität 

- Notwendigkeit internationaler Solidarität, um das 
Ziel einer weltweiten Förderung der nachhaltigen 
Entwicklung zu erreichen 

II. Stärkung und Demokratisierung der Strukturen 
für die internationale Zusammenarbeit 

- Vereinte Nationen und andere internationale und 
regionale Organisationen als Akteure in einem 
System der sich gegenseitig verstärkenden Institu-
tionen (u. a. Vermeidung von Doppelarbeit/Ver-
besserung der Zusammenarbeit) 

- Bedeutung bi- und multilateraler Abkommen 
sowie internationaler Verträge und völkerrechtli-
cher Normen 

- Ausrichtung der internationalen Beziehungen 
sowie der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit an 

 kooperativen Verhaltensmustern 

- Kooperation statt Konfrontation als Maßstab für 
politisches Handeln zur Sicherung eines fried-
lichen Zusammenlebens der Menschen 

- Entwicklung neuer Mechanismen und Strukturen 
der internationalen Zusammenarbeit im Sinne der 
vorbeugenden Diplomatie und der Vermeidung 
von Konflikten 

- Verbesserung der regionalen und subregionalen 
Zusammenarbeit sowie Verstärkung der Integra-
tionsbemühungen auf regionaler Ebene (z. B. Eu-
ropäische Union/ASEAN) 

- Verbesserung der Handlungsfähigkeit der Verein-
ten Nationen und anderer internationaler bzw. 
regionaler Organisationen (verbesserte Koordinie-
rung und Zusammenarbeit) 
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- Steigerung der Effizienz der Vereinten Nationen 
und Verbesserung der Finanzsituation zur Über-
windung der derzeitigen Finanzkrise der VN 

- Neubewertung der Aufgaben des Sicherheitsra-
tes und anderer VN-Gremien sowie Notwendig-
keit einer Straffung und Umstrukturierung der 
verschiedenen Unter- und Sonderorganisationen 
der Vereinten Nationen im Zuge einer VN-Re-
form  

- Stärkere Einbeziehung der nationalen Parlamente 
in die Arbeit der Vereinten Nationen durch die 

Verbesserung der Informa tions-, Kontroll- und Mit-
wirkungsmöglichkeiten 

- Nutzung des Sachverstandes der Nicht-Regierungs-
organisationen in den Bereichen Menschenrechte, 
Umwelt und Entwicklung durch eine stärkere Öff-
nung der Vereinten Nationen für NGO's, deren Arbeit 
ein demokratisches Politikverständnis zugrunde liegt 

- Notwendigkeit einer stärkeren parlamentarischen 
Begleitung der Arbeit der VN (Umbau der Verein-
ten Nationen zu einem Weltparlament bzw. einer 
Völkerkammer/IPU als parlamentarischer Counter-
part  der Vereinten Nationen) 

 







 


